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1. Einleitung 

Mit Schreiben vom 3. Dezember 2002 hat die Arbeitsgruppe Steuerbefreiung der Schweizerischen Steu-
erkonferenz eine Umfrage unter den Kantonen im Bereich der Steuerbefreiung gestartet. Die Arbeits-
gruppe besteht aus Vertretern der Eidgenössischen Steuerverwaltung (ESTV) und verschiedener kan-
tonaler Steuerverwaltungen. Im Bestreben die Harmonisierung bei der Anwendung der Gesetzesnor-
men zur Steuerbefreiung weiter zu fördern, erarbeitete sie Ausführungen mit Empfehlungen und Hin-
weisen für die Beurteilung von Steuerbefreiungsgesuchen. Diese Ausführungen fokussieren auf The-
men und deren häufig vorkommenden Abgrenzungsfragen. Im Verlauf des Jahres 2025 widmeten sich 
die Mitglieder der Arbeitsgruppe der Aktualisierung dieser Themen und Abgrenzungsfragen, um diese 
den Entwicklungen und Praxiserfahrungen anzupassen. 

Da im Bereich der Steuerbefreiung von juristischen Personen das Kreisschreiben Nr. 12 der ESTV vom 
8. Juli 1994 (KS-ESTV Nr. 12) existiert und Wiederholungen vermieden werden sollen, hat sich die Ar-
beitsgruppe dazu entschlossen, die Ergebnisse ihrer Arbeit als Ausführungen zu bestimmten Themen 
des KS-ESTV Nr. 12 zu veröffentlichen. Die ESTV sieht ihr KS-ESTV Nr. 12 als gültig und als grund-
sätzlich aktuell an. Zudem wurde das KS-ESTV Nr. 12 in diversen Punkten durch das Bundesgericht 
bestätigt. 

Sinn und Zweck der nachfolgenden Ausführungen bestehen primär darin, die Entscheidfindung im Be-
reich der Steuerbefreiung und damit zusammenhängender Fragen in der täglichen Arbeit der Steuer-
verwaltungen zu unterstützen. Sie sollen dazu beitragen, dass in diesem gestützt auf Art. 23 StHG 
weitgehend harmonisierten Bereich in allen Kantonen ein möglichst einheitlicher Massstab zur Anwen-
dung gelangt. Ungeachtet dieser Ausführungen verbleiben die praxisgerechte Umsetzung sowie die 
Entscheidung im Einzelfall in der Zuständigkeit der Kantone. 

  



SCHWEIZERISCHE STEUERKONFERENZ 

2 

 

 

2. Steuerbefreiung von Privatschulen 

I. Allgemeines 

Den verschiedenen Trägerschaften von Privatschulen liegen meist entweder bestimmte Geisteshaltun-
gen (z.B. Rudolf Steiner Schulen), religiöse Aspekte (konfessionelle Schulen) oder kommerzielle 
Gründe (Erwerbszwecke der Beteiligten) zu Grunde. Ob Privatschulen eine Steuerbefreiung erhalten 
können, bedarf jeweils einer Einzelfallbetrachtung (BGE 146 II 359, in: Pra 2021 Nr. 14). 
 
Die Förderung der Ausbildung liegt grundsätzlich im Interesse der Allgemeinheit und hat daher in ob-
jektiver Hinsicht den Charakter der Gemeinnützigkeit. Das Anbieten von Unterricht liegt aber auch im 
öffentlichen Interesse. 

II. Gemeinnützige Tätigkeit 

Die Steuerbefreiung zufolge gemeinnütziger Tätigkeit verlangt neben einem Allgemeininteresse auch 
das Element der Uneigennützigkeit. Werden wirtschaftliche (gewinnorientierte) Zwecke verfolgt, so liegt 
keine Uneigennützigkeit vor, weshalb eine Steuerbefreiung zufolge gemeinnütziger Tätigkeit ausge-
schlossen ist. Wird der Schulbetrieb nur aufgrund von kostendeckenden oder darüber hinausgehenden 
Schulgeldern weitergeführt, fehlt der Charakter ausschliesslicher Gemeinnützigkeit (bestätigt in BGE 
146 II 359 E. 6.1, in: Pra 2021 Nr. 14). Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist die Steuerbe-
freiung wegen Verfolgung gemeinnütziger Zwecke auch immer dann zu verweigern, wenn das Schul-
geld für einen nicht zu vernachlässigenden Teil der Bevölkerung nicht erschwinglich ist (BGer 
9C_234/2024 vom 12. August 2024 E. 5.3). Denn damit fehlt es für die Steuerbefreiung wegen gemein-
nütziger Zweckverfolgung nicht nur am Erfordernis der uneigennützigen Tätigkeit der Privatschule, son-
dern auch am geforderten offenen Destinatärkreis. Gleiches gilt, wenn wirtschaftliche Interessen der 
Institution oder deren Mitglieder anvisiert werden. Eine Institution erzielt ihre Gewinne in diesem Fall 
nicht unter Erbringung von Opfern, sondern durch Teilnahme am Wirtschaftsleben und geprägt von 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen. Soll die Steuerbefreiung wegen gemeinnütziger Tätigkeit ausge-
sprochen werden, so werden finanzielle Opfer der Institution oder das Erbringen von selbstlosen per-
sönlichen Dienstleistungen der Mitglieder verlangt.  
 
Bei der Beurteilung der Höhe des geforderten Schulgeldes empfiehlt es sich das Einkommen einer hy-
pothetischen durchschnittlichen Familie heranzuziehen und zu berücksichtigen, ob das monatliche 
Schulgeld für ein Kind erschwinglich ist und ob das monatliche Schulgeld für die Familie auch bei zwei 
Kindern tragbar wäre. In diese Berechnung ist auch miteinzubeziehen, dass das Schulgeld bei Privat-
schulen meist mit der Schulstufe teurer wird, weshalb das Schulgeld für die gesamte obligatorische 
Schulzeit zu errechnen ist (BGer 9C_234/2024 vom 12. August 2024 E. 5.1). Ein weiteres Kriterium zur 
Einordnung der Höhe des Schulgeldes kann auch sein, ob eine Abstufung nach finanzieller Leistungs-
fähigkeit oder ein Verzicht bei Bedürftigkeit vorgesehen ist. Schliesslich können auch etwaige zwingend 
zu entrichtende Schuldepots und Einschreibegebühren berücksichtigt werden. 

III. Öffentlicher Zweck 

Der Umstand, dass eine Privatschule aus Mitteln der öffentlichen Hand unterstützt wird, kann für sich 
allein nicht als ausreichender Grund für die Steuerbefreiung gelten. Er ist nur ein Indiz dafür, dass die 
Tätigkeit im öffentlichen Interesse liegt, bedeutet aber nicht, dass die Körperschaft öffentliche Zwecke 
verfolgt.  
 
In den Genuss einer Steuerbefreiung kommen Privatschulen nur, wenn Schulleitung, fachliche Führung 
Organisation und Schulräumlichkeiten einen der öffentlichen Schule gleichwertigen, auf Dauer ausge-
legten Unterricht gewährleisten. Sodann müssen die Unterrichtsbereiche der öffentlichen Schule ent-
sprechen.  
 
Die Befreiung ist in erster Linie für Institutionen möglich, welche sich der schulischen Ausbildung von 
der Grundschule bis zum Lehrabschluss widmen (Ausbildung), sei es im Rahmen des ordentlichen 
Schulunterrichts oder mittels Sonderschulung. Ausserhalb dieses Rahmens muss das öffentliche Inte-
resse näher belegt werden. Grundvoraussetzung für eine allfällige Steuerbefreiung ist regelmässig ein 
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von der kantonalen Erziehungsdirektion staatlich anerkannter Lehrplan. Der Lehrplan bestimmt die Un-
terrichtsbereiche nach Inhalt und Lektionenzahl, die Bildungs- und Lernziele sowie die wöchentliche 
Unterrichtszeit. Allenfalls ist eine Stellungnahme der Erziehungs- bzw. Bildungsdirektion einzuholen. 
 
Bei der Beurteilung, ob eine Privatschule steuerbefreit werden kann, können zudem folgende Kriterien 
für die Entscheidfindung berücksichtigt werden (siehe BGE 146 II 359, in: Pra 2021 Nr. 14): 

• Woher stammen die SchülerInnen? 

• Wie gross ist die Schülerzahl? 

• Wie setzt sich die Schulleitung zusammen? 

• Welche Unterrichtshilfen, wie technische Geräte und Anschauungsmaterial, bestehen? 

• Besteht eine Schulbibliothek? 

• Besteht ein Nachhilfeunterricht für SchülerInnen, die wegen Fremdsprachigkeit, Krankheit, Woh-
nortwechsels, besonderer familiärer Verhältnisse oder aus ähnlichen Gründen Schulschwierigkei-
ten haben? 

• Wie erfolgt die Schulung von Schülern mit Lern-, Leistungs- oder Verhaltensstörungen bzw. Beein-
trächtigungen? 

IV. Fehlen von Erwerbszwecken 

Eine Privatschule kann weder zufolge gemeinnütziger noch zufolge öffentlicher Tätigkeit steuerbefreit 
werden, sobald Erwerbszwecke, und zwar auch bloss mittelbar (z.B. zu Gunsten an der Institution mit-
beteiligter Lehrkräfte), verfolgt werden. Eine allfällige Erwerbstätigkeit ist der gemeinnützigen Tätigkeit 
oder dem öffentlichen Zweck klar unterzuordnen. Die erwirtschafteten finanziellen Mittel dürfen einzig 
dazu eingesetzt werden, die Schul- und Unterrichtstätigkeit zu betreiben. Allfällige Erwerbsmotive von 
Mitgliedern, Aktionären oder Genossenschaftern sind demgegenüber einer Steuerbefreiung hinderlich. 
Steht die Gewinnerzielung im Vordergrund, so kann die Steuerbefreiung nicht gewährt werden. Ebenso 
unzulässig ist eine systematische Gewinnakkumulation/-thesaurierung: Zwar mag das Streben nach 
einer minimalen Rentabilität im Sinne einer nachhaltigen Betriebsführung sinnvoll sein, eine auf Dauer 
angelegte Gewinnbildung hingegen deutet auf eine erwerbswirtschaftliche Tätigkeit hin und schliesst 
die Steuerbefreiung aus. Eine unzulässige Vermengung von wirtschaftlichen Eigeninteressen und ge-
meinnütziger Tätigkeit bzw. öffentlicher Zweckverfolgung darf deshalb nicht stattfinden.  
 
Kein Hinderungsgrund für eine Steuerbefreiung liegt vor, wenn die Lehrkräfte zu marktüblichen Bedin-
gungen entlöhnt werden. Vom Lehrpersonal werden keine finanziellen Opfer verlangt, solange diese 
ausschliesslich in einem Angestelltenverhältnis zur Institution stehen. Hingegen läuft einer Steuerbe-
freiung zuwider, wenn Kindern von Lehrpersonen der Schulbesuch zu günstigeren Konditionen oder gar 
kostenlos ermöglicht wird.  

V. Fehlen von Selbsthilfezwecken 

Für eine Steuerbefreiung wird auch das Fehlen von Selbsthilfezwecken vorausgesetzt. Solche liegen 
vor, wenn die Tätigkeit überwiegend oder ausschliesslich im Interesse der Mitglieder erfolgt. Eltern, 
welche ihre Kinder auf die Privatschule schicken wollen, dürfen deshalb nicht verpflichtet werden, einer 
Institution beizutreten. Ein Beitritt muss freiwillig bleiben, da ansonsten kein offener Destinatärkreis ge-
geben ist. Die Schule muss zudem allen SchülerInnen offenstehen, welche die pädagogische Ausrich-
tung der Schule als solche respektieren. Werden bestimmte Geisteshaltungen oder religiöse Zwecke 
verfolgt, ist dies solange zulässig, als die im Lehrplan genehmigten Bildungs- und Lernziele im Vorder-
grund bleiben und deren Erreichen sichergestellt ist. Die Ausbildung darf nicht in erster Linie der Ver-
mittlung einer bestimmten Geisteshaltung dienen.  

VI. Abzugsfähigkeit von Zuwendungen 

Abzugsfähig sind allein freiwillige Zuwendungen, die unentgeltlich als Vergabungen oder Spenden er-
folgen. Die freiwilligen Zuwendungen an eine Schulvereinigung sind nur dann abzugsfähig, sofern sie 
über ein übliches und angemessenes Schulgeld hinausgehen. Dies trifft im Umfang zu, als die Zuwen-
dungen die Aufwendungen der Schule je SchülerIn (bzw. das von einer Privatschule unter vergleichba-
ren Verhältnissen erhobene Schulgeld) offensichtlich übersteigen. Schliesslich können Steuern, welche 
die Schulgemeinden erheben und die bei Steuerpflichtigen mit schulpflichtigen Kindern dem Schulgeld 
vergleichbar sind, von den steuerbaren Einkünften ebenfalls nicht abgezogen werden. Zur Beurteilung 
der Frage, welches Schulgeld als angemessen gilt, kann die Jahresrechnung der Schule sowie auf 
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Vergleichswerte anderer Privatschulen mit ähnlichen Leistungen abgestellt werden. Dabei ist das Kos-
tendeckungs- und Äquivalenzprinzip zu berücksichtigen. Werden zusätzlich Leistungen wie Verpflegung 
oder Internatsunterbringung erbracht, sind auch diese in die Berechnung der angemessenen Entgelte 
einzubeziehen. Freiwillig geleistete Mitgliederbeiträge an Schulvereinigungen gelten grundsätzlich nicht 
als abzugsfähige Spenden, da sie oft mit einer Gegenleistung oder einem Mitwirkungsrecht verbunden 
sind.  
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3. Steuerbefreiung von Alters- und/oder Pflegeheimen sowie  
Alterswohnungen 

I. Allgemeines 

Der Betrieb eines Alters- und/oder Pflegeheims (APH) dient der Pflege und der Betreuung betagter 
Menschen zufolge ihrer altersbedingt verminderten Leistungsfähigkeit. Es handelt sich hierbei um eine 
soziale Aufgabe. 

Die Betreuung und Pflege von Personen mit entsprechendem Bedarf zufolge Alter, Unfall, Krankheit 
betrifft verschiedene Sachthemen, die in diversen kantonalen und kommunalen Erlassen geregelt sind. 
Auf Bundesebene ist die Finanzierung der Pflegekosten in der Grundversicherung nach dem Bundes-
gesetz vom 18. März 1994 über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) geregelt mit der bekannten 
Aufteilung versicherte Person, Versicherer und Kanton bzw. Gemeinden (Restkosten). Solche Leistun-
gen werden ambulant (zu Hause, in einer Praxis) oder stationär (in Heimen) erbracht. Das vorliegende 
Kapitel betrifft in erster Linie institutionelle Anbieter, die stationär betreuen und pflegen. Darüber hinaus 
beinhaltet es auch Institutionen für behinderten- oder altersgerechtes Wohnen.  

Bei den kantonalen oder kommunalen Erlassen geht es nebst der weiteren Verteilung der Restkosten 
auf Kanton und Gemeinden um die Sicherstellung eines ausreichenden Angebots an Pflege- und Be-
treuungsleistungen einerseits und um die Koordination der Versorgung zur Vermeidung eines (kosten-
treibenden) Überangebotes. Oft zum Einsatz gelangte Steuerungsinstrumente sind hierbei die kantona-
len Pflegeheimlisten. Bei der Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung mit solchen Leistungen ist 
das Spektrum an Instrumenten und Massnahmen gross. Es reicht von Einrichtungen, die von Gemein-
den errichtet und geführt werden, oder dem Abschluss von Leistungsaufträgen bis zur objektbezogenen 
Investitions- und Betriebs- oder der subjektbezogenen Pflege- und Betreuungsfinanzierung. Für die 
Frage der Steuerbefreiung sind diese kantonalen oder kommunalen Erlasse insoweit von Bedeutung, 
als es um die Zuordnung der Tätigkeit von APH zu den öffentlichen Aufgaben geht. Denn in den betref-
fenden Gesetzestexten werden einerseits die öffentlichen Aufgaben von Kanton und Gemeinden ein-
schlägig benannt. Andererseits wird auf dem Weg der Auslegung der Texte unter Berücksichtigung der 
Normenkonzepte zu bestimmen sein, ob nicht explizit genannte Aufgaben oder Aufgabenbereiche aus-
serhalb des Kreises von öffentlichen Aufgaben sind und deshalb auch das Qualifikationsmerkmal Zu-
gehörigkeit zum Kreis der öffentlichen Aufgaben aufgrund allgemeiner Anschauung nicht zum Tragen 
kommt. 

Bei APH, deren Betreuungs- und Pflegeleistungen im Rahmen des kantonalen oder kommunalen Ver-
sorgungskonzeptes sind, fällt in erster Linie der öffentliche Zweck als Steuerbefreiungsgrund in Be-
tracht. Falls die Leistungen des betreffenden APH weder nach der kantonalen oder kommunalen Ge-
setzgebung noch zufolge allgemeiner Anschauung als öffentliche Aufgabe gelten, ist zu prüfen, ob eine 
Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit möglich ist. Dann kommt es auf die spezifischen Kriterien der 
Tätigkeit im Allgemeininteresse, der Uneigennützigkeit und eines offenen Destinatärkreises an. 

Die Betreuung und Pflege von Personen mit entsprechendem Bedarf unter Einhaltung sämtlicher ge-
setzlicher Schutz- und Qualitätsbestimmungen gilt grundsätzlich als Tätigkeit im Interesse der Allge-
meinheit. Als gemeinnützig kann sie qualifiziert werden, wenn die weiteren Merkmale der Uneigennüt-
zigkeit und des offenen Destinatärkreises gegeben sind. Für die Prüfung dieser Merkmale sind unter 
anderem von Bedeutung: Tarife für die Betreuung, Pflege, Kost und Logis sowie weitere Leistungen. 
Unter dem Aspekt des offenen Destinatärkreises wird in erster Linie darauf abzustellen sein, ob die 
angebotenen Leistungen auf die Grundbedürfnisse von bedürftigen Personen ausgerichtet und für diese 
auch dann erschwinglich sind, wenn sie weniger gute finanzielle Verhältnisse aufweisen (Urteil der Ver-
waltungsrekurskommission des Kantons St. Gallen I/1-2016/38, 39 vom 20. Dezember 2016 E. 4c/aa). 

Falls Einwohner- und Ortsbürgergemeinden, Gemeindeverbände und andere Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts die Träger von APH sind, wird der spezielle Steuerbefreiungstatbestand aufgrund der 
Rechtsform (Art. 56 lit. c des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 1990 über die direkte Bundessteuer 
[DBG; SR 642.11] und Art. 23 lit. c des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern 
der Kantone und Gemeinden [Steuerharmonisierungsgesetz, StHG; SR 642.14]) zu prüfen sein. 
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II. Öffentlicher Zweck 

A. Öffentliche Aufgabe 

Wesentliches Element des öffentlichen Zwecks ist das Erfüllen einer öffentlichen Aufgabe. Ob der Be-
trieb eines APH einer öffentlichen Aufgabe entspricht, ist vorab aufgrund der jeweiligen kantonalen Ge-
setzgebung und der darin definierten Aufgaben zu prüfen. Öffentlich ist eine im Gesetz explizit genannte 
Aufgabe, für deren Erfüllung das Gemeinwesen oder der Kanton die Verantwortung trägt. Fehlt eine 
explizite Gesetzesbestimmung, wonach der Kanton oder das Gemeinwesen für die Altersbetreuung und 
die Alterspflege besorgt sein müssen und folgt aus den Gesetzesnormen nicht eine explizite Abgren-
zung öffentlicher und privater Aufgaben, können weitere Merkmale auf eine öffentliche Aufgabe schlies-
sen lassen. Solche Merkmale bilden ein der ausgeübten Tätigkeit zu Grunde liegender Leistungsauftrag 
des Gemeinwesens, eine wesentliche Beteiligung des Gemeinwesens an Bau- oder Betriebskosten, 
jährlich wiederkehrende Leistungen oder die Mitwirkung bzw. Initiative des Gemeinwesens bei der Grün-
dung der Institution und letztlich die Aufsicht oder die Vertretung des Gemeinwesens in den Organen. 

B. Ausschluss von Erwerbs- und Selbsthilfezwecken/Wettbewerbsneutralität 

Neben der öffentlichen Aufgabe dürfen nicht gleichzeitig Erwerbs- und Selbsthilfezwecke verfolgt wer-
den. Der Heimbetrieb darf insgesamt insbesondere nicht auf die Erzielung von Gewinnen ausgerichtet 
sein. Dabei sind sämtliche Umstände bzw. das gesamte Angebot des APH zu berücksichtigen. Mit an-
deren Worten lassen sich Marktpreise damit nur schwer vereinbaren. Sofern Gewinne erzielt werden, 
müssen diese reinvestiert werden bzw. zumindest mittelbar den Heimbewohnern zugutekommen. Eine 
übermässige Eigenkapitalbildung dürfte regelmässig dem Thesaurierungsverbot zuwiderlaufen.  

Selbsthilfezwecke liegen vor, wenn der Heimbetrieb den Interessen von Mitgliedern der Trägerorgani-
sation dient (z.B. weil sie den Betrieb führen, um daraus Erwerbseinkommen zu erzielen oder weil sie 
zu Vorzugsbedingungen Zugang zu den Leistungen des APH haben). Hinsichtlich der Frage der Ent-
schädigungen an die Organe der Institution wird auf die separaten Ausführungen betreffend Entschädi-
gung von leitenden Organen von Stiftungen und Institutionen mit öffentlicher oder gemeinnütziger 
Zwecksetzung verwiesen (vgl. hinten Kapitel 10). 

Steht die zu prüfende Institution mit anderen Leistungsanbietenden im Wettbewerb, darf deren Steuer-
befreiung den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität nicht verletzen. Dieser gebietet die steuerliche 
Gleichbehandlung aller im Wettbewerb stehenden Leistungsanbietenden. Im Bereich der institutionellen 
Altersbetreuung und -pflege besteht in dicht besiedelten Regionen oft ein Nebeneinander von Instituti-
onen, die von Privaten errichtet, finanziert und geführt werden und solchen, bei denen das Gemeinwe-
sen für diese Aufgaben sorgt. Von Privaten geführte Institutionen sind nicht selten in dicht besiedelten 
Regionen oder mehreren Orten tätig und haben eine entsprechende Anzahl Niederlassungen. Auf der 
anderen Seite bilden die von vielen kantonalen Verwaltungen geführten Listen mit Institutionen im sta-
tionären Bereich ein Instrument, um kostentreibende Überangebote zu vermeiden und haben insoweit 
in einem gewissen Versorgungsbereich (jenem wo die Krankenversicherung «greift») marktregulierende 
Wirkung. Da die Aufnahme in solche Listen nicht nur vom Leistungsspektrum der Institution, sondern 
auch vom bestehenden Versorgungsgrad in einer bestimmten Region abhängt, kann auch dieser Um-
stand zu einem Wettbewerb führen. Deshalb wird das Kriterium der Wettbewerbsneutralität unter Be-
rücksichtigung aller Umstände im Einzelfall im betreffenden Tätigkeitsgebiet zu prüfen sein. Soweit von 
Privaten geführte, errichtete oder finanzierte Leistungsanbieter in mehreren Regionen mit Niederlas-
sungen tätig sind, werden oft gleichzeitig Erwerbszwecke verfolgt, womit eine Steuerbefreiung bereits 
aus diesem Grund ausser Betracht fällt. Das Kriterium Wettbewerbsneutralität kann insbesondere dort 
für den Entscheid ausschlaggebend werden, wo Institutionen von privaten oder öffentlich-rechtlichen 
Trägerschaften ausschliesslich in bestimmten Orten tätig sind und deren Angebot lediglich einen Teil 
des Versorgungsbedarfs abdeckt.  

III. Nebenzwecke 

Die Ausübung gewisser mit dem Betrieb des APH verbundenen gewerblichen Tätigkeiten (wie z.B. das 
Führen einer Cafeteria oder das Betreiben eines Kiosks) schaden der Steuerbefreiung ausnahmsweise 
nicht, solange diese dem Hauptzweck der Altersbetreuung und -pflege untergeordnet sind und allfällige 
Ertragsüberschüsse dem Hauptzweck zugutekommen. Zu prüfen ist jeweils anhand der gesamten Um-
stände, ob eine primäre Gewinnerzielungsabsicht dennoch verneint werden kann, obschon eine unter-
geordnete gewerbliche Tätigkeit beim Betrieb des APH auszumachen ist (BGer 2C_740/2018 vom 
18. Juni 2019 E. 6.3.3). Es ist auch das Gebot der Wettbewerbsneutralität zu beachten. 
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IV. Alterswohnungen 

Das Erstellen, Verwalten und Vermieten von Alterswohnungen zu moderaten Konditionen kann eben-
falls mit dem öffentlichen Zweck vereinbar sein (vgl. BGer 2C_740/2018 vom 18. Juni 2019), sofern dies 
aufgrund der kantonalen Gesetzgebung oder der weiteren in Ziffer II genannten Kriterien im Rahmen 
der öffentlichen Aufgabe liegt oder einer solchen Aufgabenerfüllung dient. Zudem sind Erwerbs- und 
Selbsthilfezwecke als Hauptzwecke ausgeschlossen. Die betreffenden Wohnungen müssen zudem für 
die Bedürfnisse von Betagten zweckmässig konzipiert sein und die dafür eingesetzten oder daraus er-
zielten Mittel der sozialen Altersbetreuung zugutekommen. Mitglieder der Trägerorganisation oder die-
sen Nahestehenden dürfen keine bevorzugte Behandlung bei der Vermietung oder Benutzung solcher 
Wohnungen geniessen. Das Bundesgericht bejahte beispielsweise die Steuerbefreiung eines Vereins, 
der Wohnungen an Senioren zu moderaten Preisen vermietet und ein Restaurant betrieben hat, das 
Personen beschäftigt, um sie wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern (BGer 2C_740/2018 vom 
18. Juni 2019). 

V. Anbieten von luxuriösen Leistungen 

APH, deren Leistungsspektrum auf sehr wohlhabende Personen ausgerichtet ist und die dementspre-
chend teure, luxuriöse Leistungen anbieten, erfüllen in der Regel keine öffentliche Aufgabe. Dies gilt 
auch für das Anbieten von luxuriösen Alterswohnungen (BGer 2C_740/2018 vom 18. Juni 2019). Solche 
Institutionen stehen faktisch nur einem beschränkten Personenkreis offen und erbringen zur Zwecker-
füllung in der Regel keine nennenswerten persönlichen oder finanziellen Opfer, so dass in diesen Fällen 
auch keine Gemeinnützigkeit besteht. Der Nachweis für das Vorliegen einer vollkommen uneigennützi-
gen Zweckverfolgung und die Erbringung von Opfern bleibt aber vorbehalten. 

Nicht jedes Leistungsangebot, welches einen gewissen Luxus beinhaltet, liegt ausserhalb des Kreises 
der öffentlichen Aufgaben. Verlangt ist insbesondere nicht, dass APH sich auf existenziell notwendige 
Leistungen (Existenzminimum) zu beschränken haben. Ob übermässiger, mit dem öffentlichen Zweck 
nicht mehr zu vereinbarender Luxus vorliegt, wird danach zu entscheiden sein, ob das betreffende An-
gebot in Bezug auf Preis und Leistung in keiner Weise mehr den Bedürfnissen und Möglichkeiten der 
Allgemeinheit entsprechen, sondern einzig auf einen beschränkten Kreis von sehr wohlhabenden Per-
sonen zugeschnitten ist. Dies kann anhand der Aufnahmebedingungen oder des Preisniveaus geprüft 
werden. Bei luxuriösen Leistungsangeboten dürfte zudem regelmässig ein Erwerbszweck auszu-
machen sein, der einer Steuerbefreiung entgegensteht. Ist zweifelhaft, ob eine öffentliche Aufgabe vor-
liegt, kann allenfalls eine Stellungnahme der für den Bereich APH zuständigen kantonalen Fachstelle 
oder gegebenenfalls auch des betreffenden Gemeinwesens beigezogen werden. 
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4. Steuerbefreiung von Einrichtungen der familienergänzenden 
Kinderbetreuung 

I. Allgemeines – Gesetze von Bund und Kantonen  

Der Bund richtet im Rahmen des bis Dezember 2026 befristeten Impulsprogramms seit über zwanzig 
Jahren finanzielle Beiträge an die Schaffung von neuen Betreuungsplätzen für Kinder aus. Gemäss dem 
Bundesgesetz vom 4. Oktober 2002 über Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung 
(KBFHG; SR 861) sowie der Verordnung vom 25. April 2018 über Finanzhilfen für familienergänzende 
Kinderbetreuung (KBFHV; SR 861.1), welche das Gesetz ergänzt, können folgende Institutionen mit 
neuen Betreuungsangeboten in den Genuss von Finanzhilfen kommen: 

- Kindertagesstätten (Art. 4 KBFHV). Diese haben zum Zweck, Kinder im Vorschulalter zu be-
treuen. Sie müssen über mindestens 10 Plätze verfügen und während mindestens 25 Stunden 
pro Woche und 45 Wochen pro Jahr geöffnet sein (betrifft Kleinkinderstätten, Krippen, Kinder-
garten etc.). 

- Einrichtungen für schulergänzende Betreuung (Art. 7 KBFHV). Deren Zweck besteht darin, 
die Kinder im Schulalter ausserhalb der Unterrichtszeit zu betreuen. Sie müssen über mindes-
tens 10 Plätze verfügen und pro Woche an mindestens 4 Tagen und pro Jahr während mindes-
tens 36 Schulwochen geöffnet sein (betrifft die Betreuung von Schülern ausserhalb der Unter-
richtsstunden, darin eingeschlossen Kantinenverpflegung und Aufgabenhilfe). 

- Strukturen für die Koordination der Betreuung in Tagesfamilien (Art. 10 KBFHV). Hierzu 
gehören Tageselternvereine, Fachverbände sowie spezialisierte private gemeinnützige Organ-
isationen. 
 

Seit Juli 2018 kann der Bund durch zwei zusätzlich im KBFHG eingeführte Instrumente jene Kantone 
und Gemeinden mit Finanzhilfen unterstützen, welche die Subventionen erhöhen und so die Kosten der 
Eltern für die familienergänzende Kinderbetreuung senken. 

Im Bereich Qualitätssicherung besteht auf Bundesebene einzig die Verordnung vom 19. Oktober 1977 
über die Aufnahme von Pflegekindern (Pflegekinderverordnung, PAVO; SR 211.222.338). Sie enthält 
die Minimalanforderungen für die Bereiche Familienpflege, Tagespflege, Heimpflege und Dienstleis-
tungsangebote in der Familienpflege. Die Kantone können weitergehende Bestimmungen erlassen.  

In den kantonalen Gesetzen und kommunalen Erlassen finden sich unterschiedliche Regelungen und 
Normenkonzepte zur familienergänzenden Kinderbetreuung. Sie reichen von Normen zur Qualitätssi-
cherung mit den Instrumenten Bewilligung, Aufsicht, Bewilligungsvoraussetzungen über finanzielle Un-
terstützung von Eltern (Subjektfinanzierung) oder Institutionen (Objektfinanzierung) bis zur Verpflich-
tung von Gemeinden, für ein ausreichendes Angebot an Betreuungsplätzen besorgt zu sein.  

Die Volksinitiative «Für eine gute und bezahlbare familienergänzende Kinderbetreuung für alle (Kita-
Initiative)» wurde am 5. Juli 2023 eingereicht. Der Bundesrat hat sich mit deren Inhalt in der Botschaft 
vom 14. Juni 2024 befasst. Die Botschaft enthält unter anderem Ausführungen zur Situation der Fami-
lien und zur Nutzung der verschiedenen Betreuungsangebote und den Belastungen des Familienbud-
gets bezogen auf die Schweiz. Es bestehen grosse regionale Unterschiede. In französischsprachigen 
Kantonen, städtischen Kantonen wie Basel-Stadt und Genf sowie Kantonen mit einer Grossstadt wie 
Zürich nehmen über 70 Prozent der Eltern familienergänzende Kinderbetreuung in Anspruch, haupt-
sächlich die institutionalisierten Formen, insbesondere die Kindertagesstätten und die schulergänzen-
den Angebote. In eher ländlichen Kantonen der Deutschschweiz und im Tessin kommt mehrheitlich die 
nicht institutionalisierte Betreuung zum Zug (BBl 2024 1659, S. 7). Als indirekter Gegenvorschlag dazu 
wurde das Bundesgesetz über die Unterstützung der institutionellen familienergänzenden Kinderbetreu-
ung (UKibeG) am 19. Dezember 2025 verabschiedet, womit das erwähnte Impulsprogramm des Bun-
des dereinst abgelöst wird, wenn es in Kraft tritt. 
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II. Voraussetzungen der Steuerbefreiung von Institutionen der familienergänzenden Kinderbe-

treuung im Einzelnen  

A. Allgemeine Hinweise 

Entsprechend der unterschiedlichen Konzipierung von Aufgaben und Schutznormen in der kantonalen 
und kommunalen Gesetzgebung zur familienergänzenden Kinderbetreuung fallen die Entscheide zur 
Steuerbefreiung in den einzelnen Kantonen unterschiedlich aus. Hinzu kommen die regional sehr un-
terschiedlichen Gegebenheiten zu Angebot und Nachfrage, welche die Steuerbefreiungsentscheide 
ebenfalls prägen.  

Das Gebot der Wettbewerbsneutralität und der Gleichheit der Besteuerung von Konkurrenten haben für 
die Steuerbefreiung von Trägern der institutionellen familienergänzenden Kinderbetreuung eine erheb-
liche Bedeutung. Sie schliessen ein Steuerprivileg insbesondere in Gebieten mit einer hohen Dichte an 
Angeboten nahezu aus. Auch die sogenannte Subjektfinanzierung (Beiträge des Gemeinwesens an 
Eltern zu deren finanziellen Entlastung) begünstigt gleiche Marktbedingungen für die Betreuungsinsti-
tutionen und lässt für eine Steuerbefreiung kaum mehr Raum. In Gebieten, wo ungenügende Angebote 
von privaten Instituten durch solche vom oder mit Unterstützung des Gemeinwesens ergänzt werden 
müssen, erscheint dagegen eine Steuerbefreiung in begründeten Einzelfällen möglich.  

B. Kriterium öffentlicher Zweck 

Die Institution verfolgt öffentliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit den öffentlichen Aufgaben zuzuordnen 
ist. Was öffentliche Aufgabe ist, bestimmt sich in erster Linie anhand der kantonalen oder kommunalen 
Gesetzgebung. In zweiter Linie kann dieses Merkmal auch Aufgaben zukommen, die nach allgemeiner 
Anschauung solche des Gemeinwesens sind, wobei auch zu prüfen ist, ob die vorerwähnte Gesetzge-
bung die Aufgaben des Gemeinwesens im betreffenden Themenbereich abschliessend festlegt. Auch 
spielt es eine Rolle, ob für die von der betreffenden Institution konkret angebotene Betreuung ein öf-
fentliches Interesse besteht, z.B. um eine genügende Anzahl an Betreuungsplätzen mit spezifischen 
Eigenschaften zu erlangen. Ein Indiz bildet in der Regel der an eine Institution erteilte Leistungsauftrag 
und eine damit einhergehende Abgeltung durch das Gemeinwesen (Objektfinanzierung).  

Kann die Tätigkeit der betreffenden Institution den öffentlichen Aufgaben zugeordnet werden, ist eine 
Steuerbefreiung möglich, wenn weder Erwerbs- noch Selbsthilfezwecke verfolgt werden und zudem der 
Grundsatz der Wettbewerbsneutralität nicht verletzt wird (BGer 9C_328/2023 vom 18. Mai 2024). Ge-
genstand der Prüfung sind daher die Organisation, die Erfolgsrechnung und Bilanz, die Art und Weise 
des Vorgehens sowie die marktwirtschaftlichen Gegebenheiten (Angebote, Wettbewerbssituation etc.). 
Ergibt diese Prüfung, dass Gewinne erzielt und das Eigenkapital sukzessive erhöht werden, lässt dies 
grundsätzlich auf einen Erwerbszweck schliessen. Eine Mehrzahl von Niederlassungen an verschiede-
nen Orten kann auf unternehmerische Zwecke hinweisen. Dies gilt auch in Regionen, in denen mit einer 
geringeren Angebotsdichte Betreuungsleistungen angeboten werden. 

C. Merkmale gemeinnütziger Zweck 

Wird das Anbieten von familienergänzenden Kinderbetreuungsplätzen nicht den öffentlichen Aufgaben 
zugeordnet, bleibt die Prüfung der Gemeinnützigkeit mit den Merkmalen Tätigkeit im (fördernswerten) 
Allgemeininteresse und offener Destinatärkreis mit dem Teilaspekt Erschwinglichkeit der Leistungen für 
alle Eltern. Hinzu kommen die weiteren Merkmale, wonach die Tätigkeit der betreffenden Institution 
vollkommen uneigennützig und unter Erbringung von Opfern (Leistung ohne vollständige Gegenleis-
tung) erfolgen muss. Eine Betreuungsleistung zu marktüblichen Tarifen läuft dem entgegen. 
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5. Steuerbefreiung von Institutionen mit gemeinnütziger oder öf-
fentlicher Zwecksetzung bei Tätigkeit im Ausland  

I. Allgemeines 

Auslandtätigkeiten von schweizerischen Organisationen  

Beispiel: Eine schweizerische Stiftung (ein schweizerischer Verein) entfaltet die Tätigkeit im Ausland 
(Aktivitäten in der Schweiz sind sehr beschränkt).  
 
Ein (oder mehrere) Stifter mit Wohnsitz im Ausland gründet (bzw. gründen) eine schweizerische Stiftung 
zum Kampf gegen den Krebs; in den Statuten ist vorgesehen, dass das Geld für eine Klinik in Frankreich 
bestimmt ist, welche für die Behandlung von Krebskranken spezialisiert ist (in dieser Klinik wurden die 
Eltern des Stifters behandelt). 
 
In einem vergleichbaren Fall wurde eine Stiftung durch den Sitzkanton verpflichtet, einen gewissen Pro-
zentsatz der finanziellen Mittel einer schweizerischen Universität (für ihre Institute, die sich mit Krebs-
forschung beschäftigen) zu widmen, und ausserdem das Vorhandensein eines schweizerischen Mit-
glieds (Krebsspezialist) im Stiftungsrat verlangt.  
 
Dieser Art von Tätigkeit wohnt stets ein erhöhtes Risiko inne, dass das ins Ausland transferierte Geld 
nicht für den eigentlichen Zweck verwendet wird; es ist deshalb nötig, von den beteiligten Personen 
höchste Transparenz zu verlangen.  
 

Blosse Sammeltätigkeit von schweizerischen juristischen Personen, die im Interesse von aus-

ländischen Organisationen handeln 
 
Beispiel: Eine schweizerische Stiftung (ein schweizerischer Verein) unterstützt eine ausländische Stif-
tung (einen ausländischen Verein) in ihren Tätigkeiten. Die Einkünfte werden dazu verwendet, um die 
Tätigkeit einer ausländischen Stiftung zu unterstützen. Der Sitz kann beispielsweise in der Schweiz 
gewählt werden, weil die Schweizer Bevölkerung auf Entwicklungsprojekte sensibilisiert ist und derar-
tige Tätigkeiten in der Regel gerne finanziell unterstützt.  
 
In diesem Fall ist hervorzuheben, dass die Kontrolle darüber äusserst schwierig ist, ob eine karitative 
Sammeltätigkeit gegeben ist. Unbestrittenermassen ist der karitative Bereich ein bedeutender weltwirt-
schaftlicher Zweig. Er ergänzt die Aktivitäten der öffentlichen Hand, indem er ein breitgefächertes An-
gebot zur Hebung der Lebensqualität bietet. Aufgrund dieser Ausgangslage kommt eine Steuerbefrei-
ung in Frage, sofern gewisse nachfolgend genannte Bedingungen erfüllt sind und ein Allgemeininte-
resse ausgewiesen ist. In diesem Fall muss höchste Transparenz betreffend die Beziehungen zwischen 
der schweizerischen und der unterstützten ausländischen Stiftung bestehen.  
 
Es kann als angebracht betrachtet werden, eine Steuerbefreiungsverfügung des ausländischen Staates 
sowie Statuten und Bilanzen der ausländischen Stiftung beizuziehen, auch wenn dies nicht immer mög-
lich ist. Eine Steuerbefreiungsverfügung des Sitzstaates stellt dabei ein wichtiges Indiz für die Gemein-
nützigkeit dar. Zudem wird vorausgesetzt, dass die juristische Person die Bedingungen und Kriterien 
der Gemeinnützigkeit nach schweizerischem Recht erfüllt.  
 
Es ist sicherzustellen, dass die Hilfeleistung an eine steuerbefreite ausländische Stiftung in den Statuten 
der schweizerischen Stiftung ausdrücklich vorgesehen ist. Zudem wird in der Regel geprüft, in welchem 
Land die ausländische Stiftung ihren Sitz hat. Ein Sitz in sogenannten «off-shore»-Regionen kann dabei 
grundsätzlich zu einem negativen Entscheid führen, auch hinsichtlich der Abzugsfähigkeit von Mitteln, 
die an solche Stiftungen überwiesen werden. Soweit eine Steuerbefreiung in Frage kommt, kann eine 
flexible, transparente, wirksame und angemessene Aufsicht erforderlich sein, um das Risiko allfälliger 
Missbräuche zu verhindern. Schliesslich ist eine Kontrolle der tatsächlichen Tätigkeit im Ausland ist 
äusserst wichtig.  
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II. Entwicklung der Praxis der Steuerbehörden  
 
Die Problematik der Steuerbefreiung von juristischen Personen, welche gemeinnützige Zwecke verfol-
gen und die ihre Tätigkeit im Ausland vollbringen, war immer wieder Gegenstand von Auseinanderset-
zungen und hat im Laufe der Jahre eine stete Entwicklung erfahren.  
 
Zu Beginn der 1990er-Jahre erläuterte der Bundesrat den Gemeinnützigkeitsbegriff: Unter Allgemeinin-
teresse ist das schweizerische Allgemeininteresse zu verstehen. Steuerbefreiungen wurden traditionell 
nur Körperschaften gewährt, die auch Tätigkeiten in der Schweiz ausüben. Ausnahmen galten lediglich 
für humanitäre Organisationen mit ausschliesslicher Auslandstätigkeit (z.B. Hilfe für Kriegsversehrte 
oder Hungergebiete), da solche Hilfen als moralische Verpflichtung angesehen werden. Dagegen wur-
den wissenschaftliche oder kulturelle Organisationen ohne Inlandbezug nicht befreit. Ein Sitz in der 
Schweiz aus rein währungs- oder sicherheitspolitischen Gründen genügte nicht. 
 
Diese restriktive Haltung wurde in der Lehre kritisiert (Reich, Gemeinnützigkeit als Steuerbefreiungs-
grund, ASA 58 S. 492 f.). Es wurde dafür plädiert, die Steuerbefreiung auch auf die Entwicklungshilfe, 
die humanitäre Hilfe, die Kulturförderung und die ökologische Hilfe auszudehnen. Dieser weniger rest-
riktive Ansatz fand mehr oder weniger Eingang in der jeweiligen kantonalen Praxis. 
 
Nunmehr verzichten einige Kantone auf einen Inlandbezug und differenzieren nicht zwischen In- und 
Auslandstätigkeiten. Andere Kantone verfolgen eine restriktive Linie und verlangen, dass ein bestimm-
ter Anteil der Tätigkeiten innerhalb der Schweiz bzw. des betreffenden Kantons erfolgt. Bei der Verfol-
gung humanitärer Aktivitäten in Entwicklungs- und Schwellenländern verzichten die meisten Kantone 
auf einen Inlandbezug. Grundsätzlich kann aus der Optik der Steuerbefreiungspraxis gesagt werden, 
dass Entwicklungshilfen im Ausland in der Regel unproblematisch sind. Zudem fördert der Bund die 
Entwicklungszusammenarbeit (vgl. Bundesgesetz vom 19. März 1976 über die internationale Entwick-
lungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe; SR 974.0). 

III. Grundsatz der Transparenz 

Generell gilt für die Steuerbefreiung – insbesondere bei Auslandtätigkeiten –, dass Transparenz von 
zentraler Bedeutung ist: Es müssen ausreichende Nachweise, Informationen und Dokumente über die 
tatsächliche Tätigkeit sowie über die Geldflüsse vorliegen. Auch kann vorausgesetzt werden, dass die 
Tätigkeiten, aus (schweizerischer) gesamtgesellschaftlicher Sicht, als fördernswert eingestuft werden 
können. 

IV. Juristische Personen mit Sitz im Ausland und Betriebsstätte in der Schweiz 

Beispiel: Eine im Ausland ansässige juristische Person eröffnet eine Betriebsstätte in der Schweiz. Die 
Letztere stellt ein Gesuch um Steuerbefreiung, welche ihr verweigert wird. Kann die juristische Person, 
auch wenn sie im Ausland domiziliert ist, die Steuerbefreiung in ihrem Namen, aber für ihre Betriebs-
stätte, verlangen?  
 
Einerseits können gemäss Art. 56 lit. g DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG nur juristische Personen für 
ihren Gewinn von der Steuer befreit werden. Eine Betriebsstätte besitzt als solche keine eigene Rechts-
persönlichkeit. Da es sich bei ihr nicht um eine juristische Person handelt, kann sie keine Steuerbefrei-
ung beantragen. Andererseits äussert sich diese Bestimmung nicht darüber, ob eine Institution mit Sitz 
im Ausland und mit vergleichbarer Struktur wie eine schweizerische juristische Person für ihre Betriebs-
stätte die Steuerbefreiung verlangen kann. In seiner Botschaft vom 25. Mai 1983 zur Steuerharmonisie-
rung hat der Bundesrat vorgeschlagen, die Steuerbefreiung auf juristische Personen zu beschränken, 
die ihren Sitz in der Schweiz haben. Diese Voraussetzung wurde jedoch nicht in den endgültigen Ge-
setzestext aufgenommen. Es muss daher gefolgert werden, dass es nicht erforderlich ist, dass die ju-
ristische Person ihren Sitz in der Schweiz haben muss, um ein Gesuch um Steuerbefreiung stellen zu 
können.  
 
Selbst wenn die Steuerbefreiung einer juristischen Person mit Sitz im Ausland und Betriebsstätte in der 
Schweiz gestützt auf Art. 56 lit. g DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG zugestanden werden könnte, wären 
dennoch Zuwendungen an diese oder an ihre Betriebsstätte in der Schweiz nicht nach Art. 33a DBG 
bzw. Art. 9 Abs. 2 lit. i StHG vom Einkommen bzw. nach Art. 59 Abs. 1 lit. c DBG oder Art. 25 Abs. 1 
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lit. c StHG vom Gewinn abzugsfähig. Der Gesetzgeber hat ausdrücklich vorgesehen, dass gemeinnüt-
zige Zuwendungen im Sinne der vorerwähnten Bestimmungen nur dann steuerlich abzugsfähig sind, 
wenn sie an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz geleistet werden, welche wegen öffentlichen 
oder gemeinnützigen Zwecken steuerbefreit sind.  

Die Frage der Steuerbefreiung einer juristischen Person mit Sitz im Ausland wird ausschliesslich aus 
der Sicht schweizerischen Rechts geprüft. Aus diesem Grund ist die im Sitzstaat ausgesprochene Steu-
erbefreiung zwar von Interesse, bietet aber keine Garantie für eine entsprechende Steuerbefreiung in 
der Schweiz. 

V. Kontrolle der tatsächlichen Tätigkeit bei Auslandaktivitäten  

A. Tatsächliche Verfolgung der Tätigkeit im Ausland  

Wenn die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung erfüllt sind, kann jederzeit überprüft werden, ob 
diese auch im Rahmen der Auslandtätigkeit tatsächlich eingehalten werden. Gleichzeitig wird darauf 
geachtet, dass die ausländischen Tätigkeiten nicht als Deckmantel für illegale Aktivitäten genutzt wer-
den. Dabei kann auch berücksichtigt werden, dass bei der Rechtsform der Stiftung von Gesetzes wegen 
eine Aufsicht besteht.  
 
Daraus ergibt sich Folgendes: 

• Die in der Schweiz verfolgten Aktivitäten werden angemessen überwacht (zum Beispiel [auch] 
durch die Stiftungsaufsichtsbehörde, oder die sogenannten ZEWO Standards). Publikationen 
mit Spendenaufrufen informieren Spender präzise und transparent über das Ziel oder die Ziele 
der Kollekte.  

• Die Jahresrechnungen werden korrekt und detailliert geführt. Jahresberichte geben vollständig 
und detailliert Auskunft über die entfaltete Tätigkeit.  

• Sofern es sich bei der unterstützten Organisation im Ausland um eine juristische Person han-
delt, kann die Steuerbefreiungsverfügung des Sitzstaates, sofern eine solche vorliegt, einver-
langt werden.  
 

Die Steuerbehörde kann die ausgeübte Tätigkeit überwachen, indem unter anderem Belege eingefor-
dert werden. Die Steuerbefreiung kann jeweils auch befristet erteilt werden. Die zu überprüfenden 
Punkte sind nur beispielhaft und nicht abschliessend, somit können weitere Kriterien von den Kantonen 
bestimmt werden. 
 
Von Bedeutung ist ausserdem, dass angemessene Kontrollen über die Realisation der Ziele bestehen. 
Schliesslich ist auch auf ein angemessenes Verhältnis der Kosten für die Verfolgung des gemeinnützi-
gen Ziels und für die Verwaltung zu achten.  

B. Juristische Personen mit Sitz im Ausland und Betriebsstätte in der Schweiz  

Die Kontrolle wird in diesem Bereich als besonders wichtig erachtet, einerseits weil die Tätigkeit grund-
sätzlich im Ausland erfolgt, andererseits, weil die juristische Person im Ausland domiziliert ist. Aus die-
sen Gründen sind die Anforderungen hinsichtlich der einzureichenden Dokumente einer juristischen 
Person mit Sitz im Ausland noch höher anzusetzen als an jene einer juristischen Person mit Sitz in der 
Schweiz, deren Tätigkeit im Ausland stattfindet. Die einzureichenden Unterlagen müssen u.a. aussage-
kräftig, geeignet und mit einer Apostille versehen sein. Sie sollen zudem in einer schweizerischen Lan-
dessprache oder mindestens in einer verbreiteten Sprache abgefasst sein. Weiter müssen diese Unter-
lagen auf die Hauptorganisation lauten und nicht auf die Betriebsstätte in der Schweiz. 
 
Unter der Annahme, dass die ausländische juristische Person die Steuerbefreiung erhält, wird erwartet, 
dass sie regelmässig (jährlich) ihre Rechnungen oder andere Dokumente einreicht, aus denen das fort-
bestehende Vorliegen der Voraussetzungen für die Steuerbefreiung hervorgeht. Wird diesen Anforde-
rungen nicht in zufriedenstellender Weise entsprochen, kann ein Widerruf der Steuerbefreiung erfolgen.  
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6. Abgrenzung zwischen Kultuszweck und weltanschaulicher, le-
bens-philosophischer Zweckbestimmung 

I. Ausgangslage  

Gemäss Art. 56 lit. h DBG sind juristische Personen steuerbefreit, «die gesamtschweizerische Kultus-
zwecke verfolgen, für den Gewinn, der ausschliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet 
ist». Die Regelung in Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG sieht eine Befreiung von den Gewinn- und Kapitalsteuern 
vor, wenn kantonal oder gesamtschweizerisch Kultuszwecke verfolgt werden. In den Materialien zum 
StHG und DBG (Botschaft vom 25. Mai 1983, BBl 1983 III 1 S. 109) ist festgehalten, dass der Begriff 
Kultuszweck im Gesetzesentwurf nicht definiert ist, jedoch ergebe er sich aus der Praxis zu Art. 49 BV.1 
 
In der geltenden Bundesverfassung vom 18. April 1999 der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
(SR 101) ist die Glaubens- und Gewissensfreiheit in Art. 15 Abs. 1 bis 4 statuiert und umfasst nebst 
dem Schutz von Glauben und Religion auch jenen der weltanschaulichen Überzeugung. Die Glaubens- 
und Gewissensfreiheit schliesst das Recht ein, den Glauben zu betätigen. 
 
Eine Definition des Begriffes des Kultuszweckes ist dem Gesetz, wie erwähnt, nicht zu entnehmen. In 
der Praxis stellen sich aber in vielfältiger Weise Abgrenzungsprobleme insbesondere zu weltanschauli-
chen, philosophischen oder ideellen Zwecken, die nicht unter diese Steuerbefreiungsnorm fallen. Die 
Kultusfreiheit hat gottesdienstliche Handlungen, also eine besondere Form der Betätigung des Glau-
bens zum Gegenstand. Die freie Ausübung des Kultus erscheint als Bestandteil und als Ausfluss der 
Glaubens- und Gewissensfreiheit. Zu beachten ist jedoch, dass der verfassungsrechtliche Schutz wei-
terreicht, indem auch weltanschauliche Überzeugungen ausdrücklich einbezogen werden (Art. 15 Abs. 
2 BV). Letztere sind vom steuerbefreiten Kultuszweck jedoch nicht erfasst. 
 
Nicht von der Steuerbefreiung profitieren kultusähnliche Körperschaften. Damit sind Körperschaften ge-
meint, die bestimmte wirtschaftliche, weltanschauliche, philosophische oder ideelle Aufgaben auf religi-
öser Grundlage erfüllen. Eine weltanschauliche, philosophische und ideelle Zwecksetzung nimmt näm-
lich nur Bezug auf das «weltliche/irdische». Es fehlt mithin das transzendente Element bzw. die religiöse 
Verehrung einer höheren, übersphärischen Macht. Eine Religion erschöpft sich im Unterschied zur Welt-
anschauung nicht im Erkennen der Wahrheit, im Anerkennen sittlicher Forderungen oder in der Erfas-
sung ästhetischer Werte.  

II. Begriffe  

A. Religion, Kultus und Glaube 

Mit der Steuerbefreiung von juristischen Personen, die Kultuszwecke verfolgen, hat der Gesetzgeber 
die Ausübung der verfassungsmässig geschützten Glaubens- und Gewissensfreiheit erleichtern wollen.  
 
Das Wort «Kultus» stammt vom lateinischen Begriff «cultus» ab, welcher «Verehrung» im Sinne einer 
religiösen Tätigkeit bedeutet. Demzufolge bedingt die Ausübung des Kultus die Zugehörigkeit zu einer 
Religion.  
 
Das Wort «religio» bezeichnete die Erfüllung von Pflichten gegenüber staatlich anerkannten höheren 
Mächten. Im heutigen Sprachgebrauch wird unter Religion jenseitsgerichtete Lehren verstanden. Dieser 
Bezug findet sich denn auch bei den Weltreligionen wie Christentum, Judentum, Islam, Buddhismus 
und Hinduismus darin, dass diese davon ausgehen, dass höhere Mächte auf die menschlichen Schick-
sale einwirken (vgl. http://www.relinfo.ch; http://www.ref.ch; http://www.kath.ch). Auch zeichnet sich eine 
Religion dadurch aus, dass sie auf bestimmte Gottheiten bzw. höhere Mächte ausgerichtet ist. Mit an-
deren Worten muss es sich dabei um eine Begegnung des Menschen mit dem Transzendenten (Bin-
dung des Menschen zu Gott, mehreren Göttern oder sonst zu einem höchsten, überirdischen Wesen) 
handeln. 
 

 
1  Nach der damals gültigen Version der Bundesverfassung ist die Glaubens- und Gewissensfreiheit nach Art. 49 

aBV unverletztlich und die Kultusfreiheit wird gestützt auf Art. 50 Abs. 1 aBV gewährleistet. 
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Unter «Glaube» fällt die religiöse Überzeugung bzw. eine Anschauung über das Verhältnis des Men-
schen zum Transzendenten (Göttlichen). Erforderlich ist somit ein Bezug zum Jenseitigen.  
 

B. Landeskirchen, öffentlich-rechtlich anerkannte und übrige Religionsgemeinschaften  

Von den privatrechtlichen Institutionen mit einem Kultuszweck sind die Landeskirchen zu unterscheiden. 
Unter Landeskirchen sind kantonal anerkannte Religionsgemeinschaften und Kirchgemeinden im 
Rechtskleid öffentlich-rechtlicher Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit zu verstehen. Den 
Landeskirchen steht regelmässig die Kompetenz zu, von ihren Mitgliedern eine Kirchensteuer zu erhe-
ben. Gemäss Art. 56 lit. c DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. c StHG sind die Landeskirchen als Kirchgemeinden 
oder Gebietskörperschaften der Kantone ohne weiteres von der Steuerpflicht befreit. Als Landeskirche 
gelten in den meisten Kantonen die evangelisch-reformierte, die römischkatholische sowie die christka-
tholische Kirche (https://www.kirchen.ch/landeskirchen/). In einigen Kantonen gibt es neben den Lan-
deskirchen auch solche Religionsgemeinschaften, die öffentlich-rechtlich anerkannt sind (z.B.: Basel-
Stadt2 , Bern3, St. Gallen4. Die öffentlich-rechtliche Anerkennung bewirkt, dass eine solche Religionsge-
meinschaft den Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit er-
langt. Sie sind aufgrund ihres Rechtskleides (öffentlich- rechtliche Körperschaft) von den direkten Steu-
ern befreit (vgl. Art. 56 lit. c DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. c StHG). Andere Religionsgemeinschaften, die 
weder zu den Landeskirchen noch zu den öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften 
zählen, unterstehen hinsichtlich ihrer Organisationsform dem Privatrecht. Hierzu gehören unter ande-
rem die Freikirchen (https://freikirchen.ch/organisation/mitglieder/) sowie jüdische, buddhistische und 
muslimische Gemeinden ohne öffentlich-rechtliche Anerkennung (Blum/Caminada, in: Klöti-We-
ber/Schudel/Schwarb [Hrsg.], Kommentar zum Aargauer Steuergesetz, 5. Aufl. 2023, § 14 N 59). Eine 
Steuerbefreiung können solche Glaubensgemeinschaften nur unter der Bestimmung von Art. 56 lit. h 
DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG beantragen. Hinzuweisen bleibt, dass jeder Kanton gemäss seinen 
eigenen Bestimmungen mit seiner entsprechenden Praxis dazu die genannten Kirchen und Religions-
gemeinschaften beurteilt. So kommt etwa im Kanton Genf aufgrund des Prinzips der Trennung von 
Kirche und Staat stets eine Steuerbefreiung gestützt auf Art. 56 lit. h DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG 
(und nicht auf Grundlage von Art. 56 lit. c DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. c StHG) in Betracht. 
 

C. Sekten 

Umgangssprachlich wird als Sekte in der Regel eine Gruppe bezeichnet, deren Mitglieder allein die 
eigene Weltsicht gelten lassen, womit allerdings auch nichtreligiöse Gruppierungen in den Sektenbegriff 
einbezogen werden. Im theologischen Sprachgebrauch beschreibt der Begriff «Sekte» eine Abspaltung 
von einer Mutterreligion, zwar aufgrund neuer Offenbarungsquellen oder Überbewertung einzelner 
Glaubensaspekte (vgl. «Sekten» oder vereinnahmende Bewegungen in der Schweiz, Bericht vom 1. 
Juli 1999 der Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates, BBl 1999 9884). Gestützt auf diese De-
finition ist es zwar möglich, dass Sekten unter die Steuerbefreiungsnorm von Art. 56 lit. h DBG bzw. 
Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG fallen können, wenn die anderen Voraussetzungen erfüllt sind. Soweit also 
eine Sekte sich aus einer der Weltreligionen ableitet oder eine Mischung verschiedener Religionen 
(neue Offenbarungsquellen) darstellt, besteht auch bei diesen religiösen Sondergruppierungen das Ele-
ment der jenseitsgerichteten Lehre (transzendentes Element). Im Hinblick auf die Steuerbefreiung man-
gelt es vielen Sekten hingegen an der Voraussetzung der gesamtschweizerischen bzw. kantonalen Be-
deutung (vgl. Ziffer IV). Fehlt die gesamtschweizerische Dimension, steht immer noch die Beanspru-
chung der Freigrenze wegen ideeller Zwecksetzung nach Art. 66a DBG/Art. 26a StHG offen. Allein die 
Verbreitung in der Schweiz ist massgebend. In diesem Zusammenhang ist auch darauf zu verweisen, 
dass Religionsgemeinschaften, die zu strafrechtlichen Handlungen auffordern bzw. praktizieren oder 
gegen den schweizerischen «ordre public» verstossen und somit als Gefahr für den Rechtsstaat anzu-
sehen sind, selbstverständlich ausser Betracht fallen. Ebenfalls ausgeschlossen sind Institutionen, wel-

 
2  § 1 Abs. 1 des Gesetzes vom 8. November 1973 betreffend die Staatsoberaufsicht über die öffentlich-rechtlichen 

Kirchen und die Israelitische Gemeinde sowie über die Verwendung von Staats- und Gemeindemitteln zu Kir-
chenzwecken (SG 190.100) i. V. m. § 126 Abs. 1 der Verfassung vom 23. März 2005 des Kantons Basel-Stadt 
(SG 111.100). 

3  Art. 2 des Gesetzes vom 28. Januar 1997 über die jüdischen Gemeinden (BSG 410.51) i. V. m. Art. 126 der 
Verfassung vom 6. Juni 1993 des Kantons Bern (BSG 101.1). 

4  Gesetz vom 14. August 2018 über die öffentlich-rechtlich anerkannten Religionsgemeinschaften (sGS 171.0) 
i. V. m. Art. 109 der Verfassung vom 10. Juni 2001 des Kantons St. Gallen (sGS 111.1). 



SCHWEIZERISCHE STEUERKONFERENZ 

15 

 

 

che widerrechtliche oder sittenwidrige Zwecke verfolgen oder die Unterwanderung des politischen Sys-
tems auf religiöser Grundlage bezwecken (z.B. mit aggressiver Werbung). Die Beurteilung, ob es sich 
bei einer Institution um eine Sekte handelt oder ob ein Kultuszweck vorliegt, ist für die Steuerbehörden 
nicht leicht. 
 
Offizielle von Bund oder Kantonen eingerichtete Beratungs- bzw. Fachstellen gibt es keine. Hingegen 
besteht seitens der Landeskirchen und privater Institutionen ein zahlreiches Angebot an Auskunftsstel-
len über Religionsfragen (http://www.relinfo.ch/sekten/stufen.html; http://www.cic-info.ch). Es kann von 
Nutzen sein, diese Informationsstellen anzugehen.  

III. Verfolgen von Kultuszwecken  

Nach der Praxis verfolgt eine juristische Person nur dann eine Kultustätigkeit, wenn sie ein Glaubens-
bekenntnis in Lehre und Gottesdienst besonders pflegt und fördert. Die dabei ausgeübten Kultushand-
lungen werden als eine Betätigung aus religiöser Überzeugung innerhalb einer körperschaftlichen Or-
ganisation in der Form von Gottesdiensten oder gottesdienstähnlichen Handlungen beschrieben 
(vgl. Reto Kuster, Steuerbefreiung von Institutionen mit öffentlichen Zwecken, 1998, S. 255). Der Begriff 
«Gottesdienst» kann demzufolge als eine an feste Vollzugsformen gebundene Religionsausübung einer 
Gemeinschaft bezeichnet werden. Ein Gottesdienst beinhaltet den «Umgang» mit der Gottheit in Wort 
und Handlung (vor allem Gebet und Opfer), meist in festen, durch Gewohnheit oder durch bewusste 
Fixierung seitens einer Religionsgemeinschaft entstandenen Formen. In der Kultustätigkeit sind religiös-
spirituelle Anliegen mit sinnlichen Formen (Symbole) oder Handlungen mehr oder minder eng verbun-
den. Lehre und Praxis gehen davon aus, dass nicht nur Gottesdienste im engeren Sinn unter die Kul-
tustätigkeiten fallen, sondern auch gottesdienstähnliche Handlungen. Grundsätzlich sind auch wesens-
fremde Elemente (UFO, andere Gottheiten, Medium etc.) in einer gottesdienstähnlichen Handlung zu 
dulden. Verlangt wird jedoch immer, dass ein Bezug bzw. eine Ähnlichkeit zu einem Gottesdienst vor-
handen sein muss. Das Halten von Vorträgen ist als Kultustätigkeit zu betrachten, sofern damit der 
religiöse Glaube erneuert oder gefördert werden soll und die Veranstaltung nicht vorab der sachlichen 
Erörterung eines bestimmten (politischen) Themas dient, sondern darauf angelegt ist, den Anwesenden 
direkt oder indirekt den Bezug zur Gottheit zu ermöglichen. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Herausgabe von Schriften, die Ausstrahlung von Radio- oder Fernsehsendungen usw. als Kultustätig-
keit zu betrachten, soweit inhaltlich dadurch eine Glaubenserneuerung bzw. -förderung beabsichtigt 
wird.  
 
Die Finanzierung eines Projektes durch eine Institution sollte tatsächlich dazu beitragen, dass der Des-
tinatär mit dem Transzendenten mehr verbunden wird oder ihn einer bestimmten Gottheit bzw. höheren 
Macht näherbringt (Urteil des Steuergerichtshofes des Kantonsgerichts Freiburg 604 2023 1 und 604 
2023 2 vom 4. September 2023 E. 4.5 f.). Eine blosse Finanzierung der Projekte, die einen kirchlichen 
Charakter aufweisen, reicht für eine Steuerbefreiung nicht aus. Das Glaubensbekenntnis soll beim Kul-
tuszweck immer gefördert werden. Wenn gewisse Beträge an christliche Gemeinschaften, Kirchen oder 
Medien ausgerichtet werden, sind diese Zahlungen nicht direkt auf die Erneuerung oder Förderung ei-
nes religiösen Glaubens ausgerichtet. 

IV. Kantonale bzw. gesamtschweizerische Bedeutung 

Die juristische Person muss die Kultuszwecke gesamtschweizerisch oder zumindest kantonal ausüben, 
damit die Steuerbefreiung greift (Greter/Greter, in: Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer, Zwei-
fel/Beusch [Hrsg.], Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, 4. Aufl. 2022, Art. 56 N 42; 
Blum/Caminada, in: Klöti-Weber/Schudel/Schwarb [Hrsg.], Kommentar zum Aargauer Steuergesetz, 5. 
Aufl. 2023, § 14 N 63). Als Indiz hierfür kann eine überregional organisatorische Zusammenfassung 
einer Glaubensgemeinschaft dienen. Die Wahrnehmbarkeit einer religiösen Gruppierung ist ein Indiz für 
ihre Bedeutung. Hingegen ist ein grosser Verbreitungsgrad im Ausland unmassgeblich. Für die Befrei-
ung von den kantonalen Steuern genügt es, wenn die Glaubensrichtung im jeweiligen Sitzkanton ver-
breitet ist. Im Zweifelsfall hat die um Steuerbefreiung ersuchende Institution den Nachweis zu erbringen, 
dass ihre Glaubensgemeinschaft von kantonaler bzw. gesamtschweizerischer Bedeutung ist und eine 
gewisse Tradition aufweist. Einmaligen/singulären Gruppierungen kommt diese Bedeutung nicht zu. 
Grösse und Mitgliederzahl einer Gruppierung sind jedoch nicht allein massgebend. Religiöse Gemein-
schaften, die offensichtlich nicht zu den bereits bestehenden Gruppierungen mit gesamtschweizerischer 
oder kantonaler Bedeutung gerechnet werden können (sei es infolge Abspaltung oder Neugründung), 
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ist die Steuerbefreiung nur dann zu gewähren, wenn sie selbst die Voraussetzung der gesamtschwei-
zerischen bzw. kantonalen Bedeutung erfüllt. Die blosse Berufung darauf, dass die Basis solcher Glau-
bensgemeinschaften in einer oder mehreren Weltreligionen liegt, genügt nicht. 

V. Abgrenzungen  

A. Weltanschauliche, lebensphilosophische, ideelle Zwecke 

Im Gegensatz zu einer Religion nimmt eine weltanschauliche, philosophische oder ideelle Zweckset-
zung nur Bezug auf das Diesseitige. Die religiöse Verehrung einer höheren, übersphärischen Macht im 
engeren Sinne fehlt. Vielmehr erschöpft sich beispielsweise die lebensphilosophische Zwecksetzung in 
dem Bekenntnis zu einer Erkenntnistheorie des Seins. Wesentlicher Unterschied zur Religion ist das 
Fehlen einer Anknüpfung an eine göttliche Macht. Das Element des göttlichen Schicksals ist den le-
bensphilosophischen Lehren fremd. Schwierigkeiten bereitet die Abgrenzung zwischen Religionsge-
meinschaften und solchen Gemeinschaften mit para-religiösen Zielen, die sich ebenfalls darauf berufen, 
eine Religion zu sein, obwohl es sich tatsächlich um eine lebensphilosophische Erlösungslehre handelt 
(Urteil der Straf- und Anklagekammer des Kantonsgerichts St. Gallen vom 12. Februar 1997 i. S. Sci-
entology, in: SJZ 93/1997, S. 205 ff.). Eine Religion erschöpft sich weder in der Anerkennung von sittli-
chen oder moralischen Forderungen noch in der Erfassung von ästhetischen Werten. Die Bekenntnis- 
bzw. Befolgungsintensität von philosophischen Weisheiten macht den Mangel an Jenseitsbezogenheit 
(göttliche Mächte) nicht wett. Somit ist juristischen Personen, die weltanschauliche, philosophische, ide-
elle, wirtschaftliche oder berufliche Aufgaben auf religiöser Grundlage erfüllen, die Steuerbefreiung ge-
mäss Art. 56 lit. h DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG grundsätzlich zu verweigern.  
 
B. Fehlen von Erwerbszwecken 

Eine juristische Person, welche die Steuerbefreiung wegen Kultuszwecken für sich beanspruchen will, 
darf im Rahmen ihrer Tätigkeit (entsprechend der Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit) grund-
sätzlich keine Erwerbszwecke verfolgen. 
 
Unschädlich für die Steuerbefreiung ist ein Erwerbszweck nur dann, wenn dieser nach den Satzungen 
sowie aufgrund der tatsächlichen Tätigkeit dem Kultuszweck klar untergeordnet ist. Steht der Erwerbs-
zweck im Vordergrund, so muss die Steuerbefreiung wegen Kultuszwecken verweigert werden (z. B. 
Führen eines Reisebüros, Restaurants, Hotelbetriebs, Buchhandels usw.). 
 
Es wird nicht verlangt, dass Gewinn und Vermögen der Organisation unmittelbar der Verfolgung des 
Kultuszwecks dienen, da ein bloss mittelbares Dienen der Steuerbefreiung nicht entgegensteht (BGer 
2C_442/2010 vom 24. November 2010 E. 2.4). 
 
C. Gemeinnützigkeit 

Glaubensgemeinschaften üben oft auch gemeinnützige Tätigkeiten aus. Diese Tätigkeiten können je-
doch dann nicht als gemeinnützig im Sinne der Praxis zur Steuerbefreiung bezeichnet werden, wenn 
bei einer Gesamtbeurteilung der einzelnen Tätigkeiten das Verfolgen von Kultuszwecken im Vorder-
grund steht (Urteil der Verwaltungsrekurskommission des Kantons St. Gallen vom 14. März 2002, in: 
StR 58/2003 S. 495). Exemplarisch dafür ist die Tätigkeit der Missionsgesellschaften. Die Verbreitung 
einer Religion unter Nichtgläubigen kann als Kultustätigkeit eingestuft werden, sofern dabei auch Kul-
tushandlungen im Sinne der obenstehenden Ausführungen ausgeübt werden. Handelt eine entspre-
chende Organisation daneben auch noch gemeinnützig (Bau von Schulen, Brunnen etc.), kann sie we-
gen Gemeinnützigkeit befreit werden, sofern die gemeinnützige Arbeit im Vordergrund steht und diese 
gegenüber der Missionstätigkeit überwiegt (St. Gallische Gerichts und Verwaltungspraxis [GVP] 2002 
Nr. 18). Unter Umständen ist eine teilweise Steuerbefreiung möglich (dazu hinten Kapitel 11).  
 
Wenn eine Tätigkeit auch die Pflege und Förderung bzw. Stärkung des Glaubens zum Ziel hat, ist sie 
klar religiös ausgerichtet und dient nicht mehr ausschliesslich dem Allgemeininteresse, sondern verfolgt 
(auch) die Interessen der freikirchlichen Glaubensgemeinschaft. Ist eine Trennung von diesen kulti-
schen Aspekten nicht möglich oder nicht gewünscht, gilt die entsprechende Tätigkeit als kultisch (Urteil 
des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern 100.2023.28/29 vom 27. Dezember 2023 E. 6.3). 
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VI. Zusammenfassung 

Gemäss vorstehenden Ausführungen müssen somit grundsätzlich folgende Voraussetzungen kumulativ 
erfüllt sein, damit eine Institution wegen Verfolgung eines Kultuszweckes von der Steuerpflicht befreit 
werden kann:  

• juristische Person;  
• gemeinsames Glaubensbekenntnis, welches auf einer Religion basiert;  
• Durchführung von gottesdienstähnlichen Handlungen;  
• kantonale bzw. gesamtschweizerische Verfolgung eines Kultuszweckes;  
• Erwerbszweck steht nicht im Vordergrund;  
• keine Unsittlichkeit bzw. Widerrechtlichkeit in Zweck und Mittel; und 
• die Glaubensgemeinschaft (Glaubensbekenntnis und tatsächliche Tätigkeit) zielt nicht darauf 

ab, das politische System (dazu hinten Kapitel 12) zu unterwandern. 
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7. Steuerbefreiung und Privatisierungen 

I. Allgemeines 

Als Privatisierung wird (allgemein) die Übertragung von Leistungen, welche bisher vom Staat bzw. von 
öffentlich kontrollierten Unternehmen erbracht worden sind, oder von Eigentumsrechten des Staates 
bzw. eines öffentlich kontrollierten Unternehmens auf Privatpersonen bezeichnet (sogenannte materi-
elle Privatisierung; Wildhaber, Der Übergang von Arbeitsverhältnissen bei Umstrukturierungen unter 
Beteiligung öffentlicher Unternehmen, ZBJV 2008 S. 525; Kuster, in: Basler Kommentar, Fusionsge-
setz, 3. Aufl. 2025, Art. 99 N 4). Jedoch kann eine Privatisierung auch (bloss) die Übertragung von 
Vermögen des Staates und dessen Anstalten auf Körperschaften des privaten Rechts beinhalten, 
selbst wenn die Partizipationsrechte weiterhin beim Staat verbleiben (sogenannte formelle Privatisie-
rung; zum Beispiel dort, wo der Staat mittels eines solchen Institutes nebst anderen privaten Unterneh-
men Leistungen anbietet). Gegenstand von Privatisierungen sind häufig Leistungen in den Versor-
gungsbereichen Strom, Wasser, Gas, Kabelnetz oder in den Bereichen Strassenreinigung, Abfallbe-
seitigung oder auch bei der spitalexternen Pflege (Spitex).  
 
Nicht unter den Begriff Privatisierungen fallen blosse Aufträge des Gemeinwesens an Private ohne 
Übertragung von Verwaltungsvermögen oder der Zusammenschluss von mehreren Gebietskörper-
schaften (Gemeinden) zu Zweckverbänden zur gemeinsamen Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe. Sol-
che Zweckverbände – welche ebenfalls Versorgungsleistungen erbringen – sind in aller Regel Körper-
schaften des öffentlichen Rechts. 
 
Grundlagen und Rechtsinstitute von Privatisierungen sind einerseits im öffentlichen Recht und ande-
rerseits im Privatrecht enthalten. Die Art. 99 bis 101 des Bundesgesetzes über Fusion, Spaltung, Um-
wandlung und Vermögensübertragung vom 3. Oktober 2003 (Fusionsgesetz; FusG; SR 221.301) re-
geln die privatrechtlichen Institute für Umstrukturierungen von Rechtsträgern des öffentlichen Rechts 
in solche des Privatrechts. Es bleibt im Übrigen Aufgabe des öffentlichen Rechts, zu bestimmen, ob 
und unter welchen Voraussetzungen ein Institut des öffentlichen Rechts in einen Privatrechtsträger 
überführt werden kann (Wildhaber, Der Übergang von Arbeitsverhältnissen bei Umstrukturierungen 
unter Beteiligung öffentlicher Unternehmen, ZBJV 2008 S. 528). 

II. Auswirkungen von Privatisierungen auf die Steuerbefreiung, Gegenstand von Privatisierun-

gen, Alternativen 

Unabhängig davon, ob eine vollkommene Privatisierung oder blosse Ausgliederung staatlicher Aufga-
ben auf eine nach Privatrecht errichtete Körperschaft besteht, erhält die Übertragung von Staatsver-
mögen auf eine andere Organisationsform ausserhalb des Staates und seiner Anstalten Relevanz für 
die Frage der Steuerbefreiung. 
 
Gebietskörperschaften (Bund, Kanton und Gemeinde) und Institutionen, welche als Anstalt des öffent-
lichen Rechts organisiert sind oder Teil einer Gemeinde mit eigenem Rechnungskreis bilden, können 
aufgrund ihrer organisationsrechtlichen Ausgestaltung von der Steuerpflicht befreit werden. Die Steu-
erbefreiung stützt sich auf Art. 56 lit. a bis c DBG, wonach Bund, Kantone, Gemeinden und die anderen 
Gebietskörperschaften der Kantone sowie ihre Anstalten von der Steuerpflicht befreit sind. Die Bestim-
mung kann so ausgelegt werden, dass selbständige und unselbständige Anstalten der Kantone und 
der Gemeinden, soweit sie als Gebietskörperschaften qualifizieren, als miteingeschlossen betrachtet 
werden können. 

Mit der Privatisierung (sowohl bei der formellen als auch bei der materiellen) verliert das betreffende 
Teilvermögen das Steuerbefreiungsmerkmal der organisationsrechtlichen Ausgestaltung. Dement-
sprechend erfordert die Steuerbefreiung, dass das aus der formellen oder materiellen Privatisierung 
hervorgegangene Institut öffentliche oder gemeinnützige Zwecke verfolgt. Das kann einen Wechsel zu 
strengeren Steuerbefreiungsvorschriften bewirken (Simonek, Steuerbefreiung und Privatisierung, Der 
Schweizer Treuhänder 2000 S. 230 ff.; Stählin/Nyffenegger, Steuerbefreiung juristischer Personen mit 
öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecken, Der Schweizer Treuhänder 2008 S. 238).  

Was die Rechtsform der übertragenden Körperschaft betrifft, stützt sich zwar deren Steuerbefreiung 
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für die direkte Bundessteuer auf den erwähnten Art. 56 lit. a bis c DBG. Indessen schreibt das Steuer-
harmonisierungsgesetz den Kantonen nicht zwingend vor, kantonale oder kommunale Gebietskörper-
schaften von den kantonalen Steuern zu befreien. Es kann in den erwähnten Bestimmungen ausdrück-
lich festhalten, dass die Steuerbefreiung nach Massgabe des kantonalen Rechts erfolgt. Demgemäss 
können die Kantone bei der Rechtssetzung die Steuerbefreiung für Betriebe von kantonalen oder kom-
munalen Gebietskörperschaften oder deren Anstalten einschränken (vgl. Greter/Greter, in: Bundesge-
setz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden, Zweifel/Beusch 
[Hrsg.], Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht, 4. Aufl. 2022, Art. 23 N 8). Bei Privatisierungen 
kann sich somit auf Ebene des kantonalen Rechts für die übertragende Körperschaft (namentlich für 
ausserkantonale) auch die Frage nach den Steuerfolgen von Vermögensübertragungen auf Körper-
schaften des Privatrechts stellen.  

III. Voraussetzungen der Steuerbefreiung 

Bei der Privatisierung werden nicht nur Verwaltungsvermögen vom Gemeinwesen, sondern auch 
Aufgaben auf eine Körperschaft des Privatrechts übertragen. Damit kommt in erster Linie die Ver-
folgung von öffentlichen Zwecken in Betracht. Dies trifft zu, falls die von der aufnehmenden Körper-
schaft erfüllten Aufgaben nach allgemeiner Auffassung weiterhin in den ordentlichen Aufgabenkreis 
eines Gemeinwesens fallen. Mitgliedschafts- oder Beteiligungsrechte des Gemeinwesens bilden ein 
Indiz für eine öffentliche Aufgabe. Dennoch ist zu beachten, dass die Qualifikation einer Tätigkeit als 
öffentlicher Zweck wandelbar ist und daher mit Bezug auf die allgemeine Entwicklung in der betref-
fenden Branche beurteilt werden sollte. Die Übertragung einer öffentlichen Aufgabe mittels eines 
besonderen Aktes (z.B. Gesetz, anderer öffentlich-rechtlicher Akt) ist erforderlich, wenn Erwerbs- 
oder Selbsthilfezwecke verfolgt werden. Das Wahrnehmen einer Aufgabe des Gemeinwesens im 
öffentlichen Interesse bedeutet jedoch nicht, dass die Steuerbefreiung ohne weiteres gegeben ist 
(BGer 9C_205/2025 vom 26. März 2025, zur Publikation vorgesehen).  

Besteht die Aufgabe in der Versorgung von Haushalten oder Unternehmen mit Energie, Wasser 
oder dem Erschliessen mit Infrastrukturanlagen ist zu unterscheiden, ob sich diese auf sämtliche 
Bereiche erstreckt oder im Wesentlichen auf die eigentliche Grundversorgung richtet. Zum Beispiel 
umfasst die Grundversorgung im Bereich der elektrischen Energie den Zugang zum Versorgungs-
netz und die Stromlieferung zu bestimmten (innerhalb einer Verbrauchergruppe gleichen) Tarifen an 
Verbraucher im Versorgungsgebiet. Bei der Wasserversorgung zählen zur Grundversorgung die Tä-
tigkeiten für Erstellung, Betrieb, Unterhalt des und Anschluss an das Leitungsnetz sowie die Liefe-
rung an Verbraucher in einem bestimmten Gebiet. Sie bilden demzufolge eine öffentliche Aufgabe. 

Das Bundesgericht hat in BGE 131 II 1 in Sachen Energiewerk Davos festgehalten, dass eine Ge-
winnorientierung und das Tangieren der Wettbewerbsneutralität eine Steuerbefreiung auch dann 
ausschliessen, wenn zugleich öffentliche Aufgaben wahrgenommen werden und das Gemeinwesen 
die Aktien zu 100% hält. Dies wurde in BGer 2C_206/2018 vom 23. Juli 2019 betreffend das Elekt-
rizitäts- und Wasserwerk Lachen bestätigt, wie auch, dass Gewinne aus der Sparte Stromversor-
gung nicht für andere öffentliche Zwecke verwendet bzw. ausgeschüttet werden dürfen.  

Es werden namentlich folgende kumulativen Voraussetzungen geprüft: 

• Die Wettbewerbsneutralität muss gewahrt bleiben. In der Steuerbefreiungsverfügung kann im 
Hinblick auf eine spätere Änderung der Wettbewerbssituation der Vorbehalt angebracht werden, 
dass die Steuerbefreiung im Fall einer späteren Öffnung des Marktes neu geprüft und allenfalls 
entzogen werden muss. 

• Allfällige Beteiligungen an anderen (gleichartigen) juristischen Personen müssen der Erfüllung 
der öffentlichen Aufgabe und dem (Versorgungs-)zweck im zu versorgenden Gebiet dienen.  

• Die Mittel – insbesondere auch Ertragsüberschüsse – müssen dauernd und unwiderruflich 
zweckgebunden bleiben und dürfen nicht ausgeschüttet oder im Liquidationsfall an Beteiligte 
oder Mitglieder verteilt werden. Die Auflösungsklausel muss sicherstellen, dass ein allfälliger 
Überschuss zweckgebunden bleibt. 

• Die Tätigkeit darf nicht gewinnorientiert sein. Das eine Steuerbefreiung ausschliessende Krite-
rium der Gewinnorientierung wird sehr weit bzw. niederschwellig ausgelegt. Indizien für eine 
Gewinnorientierung bilden bereits die Rechtsform der Kapitalgesellschaft, eine Zwecksetzung, 
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welche Tätigkeiten ausserhalb der öffentlichen Aufgabe erlaubt, sowie die Erzielung von Ge-
winnen, welche über den Rahmen des Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzips hinausgehen. 
Für die Frage, ob im konkreten Fall diese Indizien vorliegen, ist auch der Umstand des jährlich 
an die Gemeinde zu entrichtenden Entgelts und der zumindest teilweisen Freiheit in der Tarif-
gestaltung relevant. Eine Steuerbefreiung wäre nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts 
mit der geltenden Gesetzesbestimmung nur vereinbar, wenn der auf Gewinn abzielenden Er-
werbstätigkeit gesamthaft betrachtet eine völlig untergeordnete Bedeutung zukäme bezie-
hungsweise wenn der nach Art. 56 lit. g DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG steuerprivilegierte 
«öffentliche Zweck», den die Gesellschaft tatsächlich verfolgt, den Erwerbszweck deutlich 
überwiegen würde. Die Bedeutung gewinnbringender Tätigkeiten kann auch im Kontext mit 
dem Spektrum der Tätigkeiten (Fokussierung auf Kern der öffentlichen Aufgabe oder breite 
Fächerung der Aktivitäten) gewürdigt werden.  

IV. Einzelne Rechtsformen 

Vereine und Genossenschaften, die Gemeindeaufgaben übernehmen und selbständig erfüllen (Bei-
spiele: Spitex-Vereine, Brunnengenossenschaften), sind Körperschaftstypen, deren Mitgliedschafts-
rechte nicht auf gewinnorientierte Tätigkeiten zugeschnitten sind. Gewinnausschüttungen sind we-
sensfremd oder – wo sie statutarisch möglich sind – die Ausnahme. Dennoch muss die dauernde 
Zweckbindung der Mittel bei Auflösung explizit in den Statuten verankert sein. Insbesondere bei Stif-
tungen ergibt sich die Verwendung der Mittel aus dem statutarischen Zweck. Die Zweckbestimmung 
beinhaltet – möglichst präzise – die als öffentliche Aufgabe oder gemeinnützig geltende Tätigkeit. 

Körperschaften im Bereich Versorgung (Wasser, Energie, Kabelnetz etc.) kommen vermehrt als Akti-
engesellschaften vor. Gewinnausschüttungsverbote und fehlende Gewinnstrebigkeit sind typenfremd. 
Die Rechte von Aktionären auf Gewinnstrebigkeit (und auf Dividenden) oder am Liquidationsanteil 
können nur durch die Gründungsstatuten entzogen werden (Balkanyi/Neuhaus, in: Basler Kommentar 
Obligationenrecht II, 6. Aufl. 2024, Art. 660 N 7). Solange Aktionäre solche (absolute oder relative) 
Rechte an den Ergebnissen von Kapitalgesellschaften haben, fehlen auch die Voraussetzungen für 
eine Steuerbefreiung. 

Schliesslich muss – falls eine Steuerbefreiung in Betracht fällt – die betreffende Gesellschaft unter 
Aufsicht des Gemeinwesens stehen. In der Regel dürften nur Gesellschaften in Frage kommen, deren 
Beteiligungsrechte ausschliesslich vom Gemeinwesen gehalten werden und dessen Vertreter Mitglied 
des Verwaltungsorgans sind. Wobei eine solche Mitwirkung des Gemeinwesens auch bei anderen 
Institutionen, die nicht als Aktiengesellschaft ausgestaltet sind, im Einzelfall in Betracht gezogen wer-
den kann.  

Bei der Statuierung des Zweckes ist sodann erforderlich, dass dieser klar auf die öffentliche Aufgabe 
beschränkt bleibt. Weitere Rechtsformen des Obligationenrechts sind bei Privatisierungen kaum an-
zutreffen und sind daher praktisch ohne Bedeutung. 

V. Dividenden und Verzinsungen 

Eine Ausschüttung von Dividenden ist generell mit der Steuerbefreiung nicht vereinbar. Diese Restrik-
tion gilt auch dann, wenn das Gemeinwesen sämtliche Beteiligungsrechte an der ausschüttenden Kör-
perschaft hält. Das Bundesgericht erachtet selbst dann die unwiderrufliche und dauernde Zweckbin-
dung als tangiert, wenn Gewinne einer gewinnbringenden Versorgungssparte (i.c. Stromversorgung) 
an eine nicht gewinnbringende bzw. zeitweise Verluste schreibende andere Versorgungssparte (i.c. 
Wasserversorgung) ausgeschüttet werden (BGer 2C_206/2018 vom 23. Juli 2019). 

Mit einer restriktiven Ausschüttungspraxis bei steuerbefreiten Aktiengesellschaften und Genossen-
schaften soll der Grundsatz der Gleichbehandlung von allen Gesellschaftsformen berücksichtigt wer-
den. Nicht zulässig sind grundsätzlich auch Liquidationsdividenden. Denn im Falle der Auflösung einer 
steuerbefreiten Institution müssen die verbleibenden Mittel unwiderruflich dem steuerprivilegierten 
Zweck verhaftet bleiben. Werden Liquidationsdividenden verteilt, deutet dies auf einen Selbsthilfe-
zweck hin. 

Eine steuerbefreite Institution mit öffentlicher oder gemeinnütziger Tätigkeit kann dagegen Darlehen 
oder Fremdkapital zu marktüblichen Bedingungen aufnehmen. Einer steuerbefreiten Institution muss 
es grundsätzlich möglich sein, sich zur Verfolgung des öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecks 
Fremdkapital auf dem Markt zu verschaffen. Bei Darlehen von Nahestehenden wird auch geprüft, ob 
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Umfang dieser Fremdfinanzierung und Verzinsung dem Drittvergleich nach Massgabe der Praxis zum 
verdeckten Eigenkapital (KS-ESTV Nr. 6a vom 10. Oktober 2024) und dem jeweiligen Rundschreiben 
der ESTV zu den steuerlich anerkannten Zinssätzen auf Darlehen und Vorschüssen entsprechen. 

Ein Rückkauf von Anteilscheinen durch die betreffende Institution darf nur zum Nominalwert stattfinden. 
Es stellt eine Zweckentfremdung von Mitteln dar, wenn Anteilscheine über dem Nominalwert zurück-
gekauft werden. Letztlich würde nur der ursprüngliche Anteilsinhaber auf diese Art bereichert. 

Aus diesem Grund ist der Handel von Beteiligungen durch eine Institution mit öffentlichen Zwecken mit 
den Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung nicht vereinbar.  
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8. Steuerbefreiung von Messeveranstaltern und Ausstellern 

I. Zivilrechtliche Ausgestaltung von Messeveranstalter 

Messeveranstalter sind häufig als Aktiengesellschaft (Art. 620 ff. des Bundesgesetzes vom 30. März 
1911 betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches [Fünfter Teil: Obligationenrecht, 
OR; SR 220]), als Genossenschaft (Art. 828 ff. OR) oder als Verein (Art. 60 ff. Schweizerisches Zivilge-
setzbuch vom 10. Dezember 1907 [ZGB; SR 210]) ausgestaltet und unterliegen der Besteuerung als 
juristische Personen (Art. 49 Abs. 1 lit. a und lit. b DBG). Genossenschaften verfolgen entweder eine 
wirtschaftliche Selbsthilfe oder haben eine gemeinnützige Ausrichtung (Art. 828 Abs. 1 OR). Die Förde-
rung der wirtschaftlichen Interessen der Mitglieder in gemeinsamer Selbsthilfe ist dabei ein zentrales 
Merkmal des Genossenschaftswesens (BGer 2P.80/2003 vom 12. Dezember 2003 E. 2.2.2.2). 

Der Steuerstatus von Messeveranstaltern wird in den Kantonen unterschiedlich gehandhabt. Die aller-
meisten Messeveranstalter können nicht steuerbefreit werden. Das alleinige Zurverfügungstellen der 
Gebäudeinfrastruktur bleibt ohne steuerliche Konsequenzen, soweit dies eine Aufgabe des Gemeinwe-
sens darstellt. 

II. Sinn und Zweck von Messeveranstaltungen  

Messeveranstalter betreiben Standortförderung durch den Austausch von Gütern, Dienstleistungen so-
wie Wissen und schaffen so einen Treffpunkt und Marktplatz für Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur. 
Gesellschaftliche und soziale Kontakte sollen gefördert und gestärkt werden. Kongresse und Veranstal-
tungen werden regelmässig in enger Zusammenarbeit mit den Kunden organisiert. 
 
Messen dienen zudem als eigentliches Marketing-Instrument. Konkurrenzlose und bleibende Stärken 
gegenüber den modernen Kommunikationstechnologien und anderen Verkaufs-, Präsentations- und In-
formationsformen haben Messen vor allem hinsichtlich der Sinnlichkeit vorzuweisen. Das Erlebnis-Po-
tenzial, welches Messen zu bieten haben, ist real, nicht virtuell. An einer Messe ist Wahrnehmung mit 
allen fünf Sinnen möglich, und Messen bieten darüber hinaus konzentrierte Marktübersicht. Kein ande-
res Marketing-Instrument hat diesbezüglich eine ähnliche Wirkung wie Messen. 
 
Das Dienstleistungsangebot von Messeveranstaltern erstreckt sich über die Hilfe beim Standbau, das 
Zurverfügungstellen des Mobiliars, der Telekommunikationsmittel sowie weiterer Dienstleistungen, wel-
che bei einer Messebeteiligung oder bei der Durchführung einer Veranstaltung benötigt werden (z.B. 
Licht und Audio, IT-Services, Infotainment, Events, Catering, Werbemittel etc.). Teils wird gar ein ei-
gentliches (verkaufsförderndes) Messetraining angeboten. 
 
Zwischen den Messeveranstaltern und den Ausstellern wird im Regelfall ein Vertrag abgeschlossen, 
welcher u.a. Bestimmungen enthält über den Standbau sowie die Obliegenheiten während des Messe-
betriebs bzw. die Verletzung derartiger Obliegenheiten. 

III. Öffentliche oder gemeinnützige Zwecksetzung  

Die Verfolgung eines öffentlichen oder gemeinnützigen Zwecks liegt aufgrund der Dominanz von Er-
werbs- und Selbsthilfezwecken grundsätzlich nicht auf der Hand. Zudem stehen die verschiedenen 
Messeveranstalter in der Schweiz in einem intensiven Wettbewerb zueinander. Eine Steuerbefreiung 
einzelner Veranstalter würde zu einer erheblichen Wettbewerbsverzerrung führen. Daher dürften diese 
strengen Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung aufgrund der inhärent unternehmerischen Natur 
grosser Messeveranstaltungen selten erfüllt sein. 

Soweit Ausstellungselemente mit überwiegend wissensvermittelnder belehrender und/oder informativer 
Zielsetzung vorhanden sind, wird allenfalls Aus- und Weiterbildung angeboten. Derartige informative 
Veranstaltungen können im öffentlichen Interesse liegen. Zusätzlich müsste in einem solchen Fall ver-
langt werden, dass das Entgelt (d.h. der Eintritt) für die belehrenden und informativen Ausstellungen 
nur kostendeckend festgesetzt werden darf, d.h. es dürfen auch in diesem Fall keine Erwerbszwecke 
verfolgt werden. Erfahrungsgemäss überwiegt der kommerzielle Teil der Veranstaltung auch in solchen 
Fällen häufig denjenigen Teil mit belehrender oder informativer Zielsetzung. Allenfalls könnte eine teil-
weise Steuerbefreiung gewährt werden, sofern eine Spartenrechnung geführt wird. 
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IV. Schlussfolgerung  

Messeveranstalter (wie auch die Aussteller selbst) können grundsätzlich weder aufgrund von gemein-
nütziger noch aufgrund von öffentlicher Zwecksetzung steuerbefreit werden. Eine Ausnahme ist nur in 
eng begrenzten Sonderfällen denkbar, beispielsweise könnte eine partielle Steuerbefreiung für eine 
Veranstaltung in Frage kommen, die nachweislich und überwiegend belehrende oder informative Ziele 
verfolgt, keinen Erwerbszweck hat und sich auf eine spezifische gesetzliche Grundlage stützen kann. 
  



SCHWEIZERISCHE STEUERKONFERENZ 

24 

 

 

9. Steuerbefreiung von Jugendorganisationen 

I. Problematik 

Jugendorganisationen können unter gewissen Bedingungen von einer Steuerbefreiung wegen Gemein-
nützigkeit profitieren. Dazu wird verlangt, dass die allgemeinen Voraussetzungen gemäss Art. 56 lit. g 
DBG bzw. Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG erfüllt sind.  
 
Bei näherer Prüfung kann sich zeigen, dass die Jugendorganisation ihren erzieherischen Charakter 
lediglich im Hinblick auf ein weiteres, primäres Ziel entfaltet. So ist es denkbar, dass die Jugendförde-
rung im Hinblick auf einen Kultuszweck erfolgt (dazu etwa https://sajv.ch/ueber-uns/verein/mitgliedsor-
ganisationen/). Die Jugendförderung stellt dann nicht mehr das zentrale Anliegen einer Institution dar. 
In einem solchen Fall wird die Steuerbefreiung – soweit sie noch möglich ist – nicht mehr wegen Ge-
meinnützigkeit, sondern wegen der Verfolgung von Kultuszwecken zu gewähren sein. 
 
Bestimmte Jugendorganisationen können auch Aktivitäten entwickeln, die – isoliert betrachtet nicht 
mehr mit dem Begriff der Gemeinnützigkeit vereinbar sind. Das gilt beispielsweise für Organisationen, 
die sich im Bereich der Freizeitgestaltung engagieren. Die Frage der Steuerbefreiung kann sich aber 
auch bei Organisationen stellen, die mit ihren Aktivitäten auch Erwerbs- oder Selbsthilfezwecke verfol-
gen. 
 
Häufig ist es schwierig, den eigentlichen Zweck einer Jugendorganisation herauszufinden. Ob die Akti-
vitäten einer Institution, in ihrer Gesamtheit betrachtet, noch mit einer Steuerbefreiung wegen Gemein-
nützigkeit vereinbar sind, ist nicht immer einfach zu entscheiden. Auch ist nicht immer klar, ob die Ju-
gendförderung das primäre Ziel der Organisation darstellt. 

II. Allgemeine Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit 

Ausser den allgemeinen Voraussetzungen, wie das Erfordernis der juristischen Person, die Aus-
schliesslichkeit der Mittelverwendung, die Unwiderruflichkeit der Zweckbindung und die tatsächliche Tä-
tigkeit, muss eine Institution, die im Bereich der Jugendförderung tätig ist, auch die der Gemeinnützigkeit 
eigenen Voraussetzungen des Allgemeininteresses und der Uneigennützigkeit erfüllen. 
 
In Bezug auf die Uneigennützigkeit ist nach der Lehre und der Rechtsprechung zu verlangen, dass von 
Seiten der Mitglieder der Institution eine Opfererbringung zu Gunsten der Allgemeinheit erfolgt. Das 
Kriterium der Uneigennützigkeit ist dann nicht erfüllt, wenn eine Institution Erwerbs- oder Selbsthilfe-
zwecke verfolgt oder lediglich im Bereich der Freizeitgestaltung aktiv ist. 

III. Besonderheiten bei der Steuerbefreiung von Jugendorganisationen 

Bei der Prüfung von Steuerbefreiungsgesuchen von Jugendorganisationen muss der Bedeutung des 
Allgemeininteresses besondere Beachtung geschenkt werden. Es ist mit anderen Worten zu prüfen, ob 
die im Interesse der Jugend entfalteten Aktivitäten die Grundlage bzw. die Daseinsberechtigung («la 
raison d'être») der Institution bilden. Die betreffenden Aktivitäten müssen auf eine fördernde und bil-
dende bzw. erzieherische Zielsetzung gerichtet sein.  
 
Um den eigentlichen Zweck einer Institution zu ergründen, können verschiedene Punkte geprüft wer-
den. Im Wesentlichen sind folgende Punkte zu prüfen: 
 

• An erster Stelle steht die Prüfung von Statuten und Reglementen. Diese erlaubt es, allfällige 
sekundäre Ziele, wie Erwerbs-, Selbsthilfe- oder Freizeitzwecke, festzustellen. Allein die for-
melle Prüfung der Statuten reicht aber nicht aus. Es braucht noch weitere konkrete Hinweise. 

 

• Von der Institution ist ein Jahres- bzw. ein Tätigkeitsbericht zu verlangen, welcher Auf-
schluss über die Tätigkeit der Institution geben kann. Von neu gegründeten Institutionen sind 
Unterlagen über geplante Projekte zu verlangen. 

 

• Die Prüfung der Mittelverwendung. 
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Soweit sich bei der Prüfung der Statuten sowie der konkreten Umstände ergibt, dass eine Institution 
ausschliesslich oder zumindest überwiegend erzieherische, jugend- oder integrationsfördernde Zwecke 
verfolgt, kann von einem Allgemeininteresse ausgegangen werden. Unter Berücksichtigung der tatsäch-
lichen Aktivitäten sowie der zur Verfügung stehenden Mittel ist anschliessend zu prüfen, ob der Kreis 
derjenigen, die von den Leistungen der Institution profitieren, genügend offen ist. Schliesslich muss die 
Lektüre von Statuten und Reglementen gesamthaft betrachtet zum Schluss führen, dass es sich bei der 
Institution um eine solche mit uneigennützigem Charakter handelt. Im Bereich der Jugendförderung 
kann sich die Uneigennützigkeit auch darin zeigen, dass die leitenden Mitglieder ihre Freizeit unentgelt-
lich zu Gunsten der jüngeren Mitglieder opfern. In Bezug auf die Mitglieder selbst kann sie sich darin 
zeigen, dass freiwillig Aufgaben zu Gunsten der Allgemeinheit erfüllt werden (z.B. Reinigung eines Wal-
des, Papiersammlung, Hilfeleistungen zu Gunsten von älteren Personen). 
 
Sofern die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt sind, kann eine Jugendorganisation wegen der Ver-
folgung von gemeinnützigen Zwecken von der Steuerpflicht befreit werden. 

IV. Freizeitaktivitäten (Sport, Musik, Theater) 

Institutionen, die Freizeitaktivitäten in den Bereichen Sport oder Kultur (Musikgesellschaften, Theater 
usw.) pflegen, qualifizieren nicht für eine Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit. Auch wenn an der 
Tätigkeit dieser Institutionen ein Interesse der Allgemeinheit bestehen mag, so fehlt es doch meistens 
am Erfordernis der Uneigennützigkeit. Typischerweise sind die Mitglieder einer solchen Institution die 
einzigen oder zumindest primär Begünstigten. Aus diesem Grund dürfte das Kriterium der Uneigennüt-
zigkeit regelmässig nicht erfüllt sein.  
 
Die Beantwortung der Frage, ob die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung wegen Gemeinnützig-
keit erfüllt sind, wenn eine sportliche oder kulturelle Aktivität zu Gunsten der Jugend ausgeübt wird, ist 
nicht leicht. Eine Steuerbefreiung kommt jedenfalls nur dann in Frage, wenn die ausgeübte Aktivität zu 
Gunsten der Jungen zum Ziel hat, sie an einen Sport oder an ein Instrument heranzuführen. Die betref-
fende Aktivität muss einen erzieherischen Charakter haben, welcher denjenigen der Freizeitaktivität in 
den Hintergrund treten lässt. 
 
Die Einführung in einen Sport oder in ein Instrument muss das eigentliche Ziel der Institution darstellen 
und den Freizeitzweck klar überwiegen. Mit anderen Worten muss die Förderung der Kinder und Ju-
gendlichen im Sinne des Art. 11 der BV das Hauptziel der Institution sein. 
 
Im Sport ist es nicht selten, dass ein Verein mehrere Mannschaften umfasst (z.B. Fussballverein, der 
sich in mehrere Teams gliedert; Junioren, 1. Mannschaft und Senioren). In einem solchen Fall muss 
eine klare organisatorische und rechnungsmässige Trennung für die einzelnen Bereiche vorliegen. Nur 
diejenigen Bereiche der Organisation, die einen erzieherischen Zweck verfolgen oder der Sensibilisie-
rung für den Sport dienen, können von einer Steuerbefreiung wegen Gemeinnützigkeit profitieren. Ent-
sprechend kommt für einen solchen Sportverein nur für die Sparte Junioren eine Steuerbefreiung in 
Frage, womit der Sportverein eine teilweise Steuerbefreiung erhältlich machen kann. Diese Problematik 
ist von jener der professionellen Sportclubs zu unterscheiden, die im Allgemeinen nicht mehr in der 
Form eines Vereins organisiert sind. 

V. Öffentlicher Zweck 

Ein öffentlicher Zweck ist bei Tätigkeiten gegeben, die sich eng an die Staatsaufgaben anlehnen. Der 
Begriff ist zwar angesichts des Grundsatzes der Allgemeinheit der Besteuerung restriktiv zu verstehen, 
die Sportförderung wird aber seit einiger Zeit explizit als Staatsaufgabe anerkannt (BGer 2C_82/2021 
vom 8. Dezember 2021 und BGer 2C_383/2010 vom 28. Dezember 2010). Dies bezieht sich auf den 
sog. Breitensport. Als Breitensport können sämtliche Sportarten betrachtet werden, die von Jugend und 
Sport, dem Sportförderungsprogramm des Bundes, gefördert werden (https://www.jugendund-
sport.ch/de/sportarten-glossar). Im Bereich des Jugendsports und Sportunterrichts verfügt der Bund zu-
dem über eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz mit nachträglich derogatorischer Wirkung 
(Bundesgesetz vom 17. Juni 2011 über die Förderung von Sport und Bewegung [Sportförderungsge-
setz; SpoFöG; SR 415.0]). Die Förderung von Jugendlichen im Breitensport kann somit als öffentliche 
Aufgabe betrachtet werden. Ein ausdrücklich geäussertes Interesse des Gemeinwesens an der betref-
fenden Fördertätigkeit bildet ein Indiz hierfür. Ausserhalb des Breitensportes kann von einer öffentlichen 
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Aufgabe höchstens dann ausgegangen werden, wenn eine Aufgabenübertragung an eine privatrechtli-
che Institution durch einen öffentlich-rechtlichen Akt erfolgt oder das Gemeinwesen in anderer Form 
sein ausdrückliches Interesse an der Aufgabenerfüllung ausgedrückt hat (z.B. Leistungsvereinbarung). 

VI. Institutionen, die Erwerbs- oder Selbsthilfezwecke verfolgen 

Grundsätzlich führt die Verfolgung von Selbsthilfezwecken zu einer Ablehnung der Steuerbefreiung, es 
sei denn, die Verfolgung eines solchen Zwecks sei dem gemeinnützigen bzw. öffentlichen Zweck der 
Jugendorganisation klar untergeordnet. Eine Steuerbefreiung kann ausnahmsweise möglich bleiben, 
soweit die Erwerbs- oder Selbsthilfetätigkeit nebensächlich ist und für die eigentliche Zweckerfüllung 
der Jungendorganisation unumgänglich ist. So ist beispielsweise einem bislang steuerbefreiten Verein, 
der die Erträge aus dem Hotelbetrieb für seine gemeinnützige Herberge verwendet hat, die Steuerbe-
freiung entzogen worden (BGE 151 II 581). 
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10. Entschädigungen an leitende Organe von Stiftungen und von 
Institutionen mit öffentlicher oder gemeinnütziger Zweckset-
zung 

I. Allgemeines 

Bei der Überprüfung der Steuerbefreiung einer Stiftung oder einer Institution, welche einen gemeinnüt-
zigen oder öffentlichen Zweck verfolgt, wird zuweilen festgestellt, dass die durch die Organe geleistete 
Arbeit, namentlich im Bereich der Buchführung, das übliche Ausmass einer derartigen Geschäftstätig-
keit überschreitet. Dieser Umstand ruft eine Entschädigung für die geleistete Arbeit hervor. 

Die von den Verantwortlichen der Institution bezogenen Beträge können demnach fallweise den alleini-
gen Ersatz von Barauslagen oder von Sitzungsgeldern überschreiten und eigentliche Entschädigungen 
begründen. 

Die Auszahlung solcher Entschädigungen kann indes in Widerspruch stehen mit der Bedingung, dass 
eine wegen öffentlicher oder gemeinnütziger Zwecksetzung steuerbefreite Institution keine Erwerbs- 
oder Selbsthilfezwecke verfolgen darf. Die Verwendung von Mitteln der Institution stimmt so lange mit 
deren Zwecksetzung überein, als die Mittel direkt für die Erfüllung von öffentlichen oder gemeinnützigen 
Zwecken eingesetzt werden oder wenn die Institution anstelle der eingesetzten Mittel zumindest eine 
gleichwertige Gegenleistung erhält. 

II. Entschädigung für die Tätigkeit als Mitglied eines Stiftungsrates oder eines Vereinsvorstan-

des 

Die Praxen in den einzelnen Kantonen sind im Zusammenhang mit Entschädigungen an die Organe 
der juristischen Person unterschiedlich. In einigen Kantonen ist die Praxis weniger restriktiv als es das 
Bundesgericht betreffend Vergütungen an Organe für die ordentlichen bei einem solchen Mandat zu 
leistende Tätigkeiten im Jahr 2015 festgehalten hat (BGer 2C_484/2015 und 2C_485/2015 vom 10. De-
zember 2015 E. 5.5.1: «Les membres dirigeants de la personne morale sont en principe tenus d'exercer 
leurs fonctions de manière bénévole, sous réserve d'un remboursement de leurs frais effectifs»). Diese 
Kantone lassen angemessene Entschädigungen zu, wobei die Angemessenheit anhand des Umfangs 
der Stiftungs- und Stiftungsratstätigkeit (Vereine und andere steuerbefreite juristische Personen 
ebenso) und im Rahmen der gesamten finanziellen Basis der Institution sowie der zu verrichtenden 
Tätigkeit (Fachkompetenz, Verantwortungsniveau) selbst beurteilt wird. In der Praxis wird in gewissen 
Kantonen auch vorausgesetzt, dass die Uneigennützigkeit im Ansatz der Vergütungen und Entschädi-
gungen zum Ausdruck kommt. 

Die Angemessenheit von Entschädigungsregelungen bei Stiftungen wird aufgrund von Art. 84 Abs. 2 
und Art. 84b ZGB grundsätzlich von den Stiftungsaufsichtsbehörden geprüft. Die zuständige Steuerbe-
hörde kann sich darauf abstützen oder eine eigene Prüfung vornehmen, insbesondere bei Zweifeln an 
der Vereinbarkeit der Entschädigung mit der Steuerbefreiung. Mithin ist die Steuerbehörde an die Ent-
scheidung der Stiftungsaufsichtsbehörde nicht gebunden. Bei Vereinen und anderen steuerbefreiten 
Personen werden die Entschädigungsregelungen nicht von einer unabhängigen Kontrollinstanz über-
prüft. Deshalb überprüft in diesen Fällen einzig die zuständige Steuerbehörde die Angemessenheit der 
Entschädigungen.  

Wenn ein Mitglied des Stiftungsrates oder eines Vereinsvorstandes Aufgaben übernimmt, welche über 
die ordentliche Tätigkeit (strategische Führung, Aufsicht, finanzielle Verantwortung, Repräsentation 
etc.) hinausgehen, sei es in qualitativer oder quantitativer Hinsicht, kann es hierfür in geeigneter Weise, 
jedoch höchstens zu marktmässigen Bedingungen unter Berücksichtigung der jeweiligen kantonalen 
Praxis, entschädigt werden. Dies kann insbesondere gegeben sein, wenn ein Mitglied des Stiftungsrates 
oder eines Vereinsvorstandes diese Tätigkeit hauptberuflich ausübt und dafür marktgerecht entschädigt 
werden soll. Insofern kann die Ausrichtung einer Entschädigung dem Gebot der Uneigennützigkeit ver-
einbart werden. Die Institution müsste andernfalls auf die Dienste von Dritten zurückgreifen oder diese 
bei einem Dienstleistungsunternehmen in Auftrag geben. Jedenfalls dürfen keine Erwerbs- und Selbst-
hilfezwecke entgegenstehen, die insbesondere bei kleinen oder kleineren Institutionen einschlägig sein 
können. Diesfalls werden in der Regel nur Entschädigungen nach effektiven Kosten als mit der Steuer-
befreiung vereinbar erachtet. 



SCHWEIZERISCHE STEUERKONFERENZ 

28 

 

 

III. Grundlage der Vergütung  

Gemäss den dispositiven zivilrechtlichen Normen des Vereinsrechts ist die Organtätigkeit im Zweifel 
entschädigungslos, d.h. ehrenamtlich zu leisten (Scherrer/Brägger, in: Basler Kommentar, Zivilgesetz-
buch I, 7 Aufl. 2022, Art. 69 N 17). Dementsprechend bedarf die Vergütung einer Grundlage in den 
Vereinssatzungen (Statuten, Reglement, Beschluss). Ähnlich verhält es sich bei Stiftungen: Grundlage 
für Tätigkeit als Stiftungsrätin oder als Stiftungsrat bildet der Auftrag (Art. 394 ff. OR). Eine Vergütung 
ist zu leisten, wenn sie verabredet oder üblich ist. Da die Ehrenamtlichkeit von Organträgern bei Stiftun-
gen weit verbreitet ist, sollte sich eine Vergütung auf die Urkunde, ein Organisationsreglement oder 
einen Beschluss stützen.  

Aus den erwähnten rechtlichen Grundlagen sollten im Minimum die Grundsätze für die Angemessenheit 
der Vergütungen für die (ordentliche) Organtätigkeit und die Ansätze der Vergütungen für darüber hin-
ausgehende zu leistende Tätigkeiten hervorgehen. Die Stiftungsurkunde bzw. die Vereinsstatuten kön-
nen eine Bestimmung mit sinngemäss nachfolgendem Wortlaut enthalten, welche den vorgehend ge-
schilderten Gegebenheiten ausreichend Rechnung trägt:  

Die Mitglieder des Stiftungsrates können für ihre Tätigkeit angemessen entschädigt werden. Ein mass-
volles Entgelt an Mitglieder des Stiftungsrates kann zudem ausgerichtet werden, wenn Tätigkeiten wahr-
genommen werden, welche über die ordentliche Geschäftstätigkeit hinausgehen. Ist die Entschädigung 
nicht detailliert in der Stiftungsurkunde geregelt, sollte sie grundsätzlich in einem Stiftungs- oder einem 
spezifischen Entschädigungsreglement geregelt werden. 

IV. Vertragliche Anstellung eines Mitglieds des Stiftungsrates oder eines Vereinsvorstandes 

Es stellt sich die Frage, ob Mitglieder eines Stiftungsrates oder eines Vereinsvorstandes gleichzeitig 
auf der Basis eines Arbeitsvertrages oder eines Mandates für die Institution arbeiten können. 

Unter dem Gesichtspunkt der Steuerbefreiung wäre eine derartige Konstellation nicht von vornherein 
ausgeschlossen. Jedoch müssen die Anstellungs- oder Auftragsvereinbarung, Aufsichtsverhältnisse, 
Ausstandsregelungen bei Entscheiden des Kollegialorgans, Befristung usw. einem Drittvergleich stand-
halten (namentlich Anstellung oder Auftragserteilung an unabhängigen Dritten mit den erforderlichen 
fachlichen Qualifikationen, Angemessenheit der Vergütungen mit Bezug auf den Zweck und die Zweck-
bindung der Mittel der Institution sowie die Grösse der Institution) und Interessenskonflikte ausgeschlos-
sen werden. Deshalb ist es angebracht, insbesondere dem Gebot der Uneigennützigkeit besondere Be-
achtung zu schenken und es ist jeweils unter Würdigung der Umstände des Einzelfalls zu überprüfen, 
ob die im Rahmen des Mandats- oder Anstellungsverhältnisses ausgeübte Tätigkeit nicht in erster Linie 
aus Gründen der Selbsthilfe des leitenden Organs erfolgt.  

Folglich können die Mitglieder eines Stiftungsrates oder eines Vereinsvorstandes (eingeschlossen 
Gründerinnen und Gründer) grundsätzlich nur ausnahmsweise, subsidiär und in der Regel zeitlich limi-
tiert (z.B. wenn Anstellung oder Auftragserteilung an Nichtmitglieder des Organs nicht möglich oder 
unangemessen ist) gleichzeitig geschäftsleitende Funktionen übernehmen. Hierbei fällt auch die Grösse 
der Institution ins Gewicht. Unter geschäftsleitenden Funktionen werden all diejenigen Funktionen zu-
sammengefasst, bei welchen eine Entscheidungsgewalt hinsichtlich der Führung und des Gedeihens 
der Institution ausgeübt werden kann (namentlich Direktion, Geschäftsführung, Sektionsverantwortli-
che). 

In Fällen, wo die erwähnten Ausnahmen für Doppelfunktionen nicht gegeben sind, erweist sich das 
gleichzeitige Ausüben von leitenden Funktionen als nicht vereinbar mit der Voraussetzung des uneigen-
nützigen Handelns oder mit dem Nichtvorliegen von Erwerbs- und Selbsthilfezwecken. Folglich kann 
keine Steuerbefreiung gewährt werden.  
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11. Gemischte Zwecksetzung: Spartenrechnung und Spendenab-
zug 

I. Allgemeines  

Verfolgt eine juristische Person gemischte Zwecke, d.h. teilweise gemeinnützige/öffentliche und teil-
weise religiöse und/oder andere Zwecke, so können Zuwendungen an sie dann steuerlich abgezogen 
werden, wenn die Vermögenswerte (Kapital) und Erträge zur Verfolgung der gemeinnützigen/öffentli-
chen Zwecke klar von den übrigen Vermögenswerten und Erträgen getrennt und ausgeschieden wer-
den. Diese objektbezogene Steuerbefreiung setzt voraus, dass die Institution organisatorisch und rech-
nungsmässig eine klare Trennung zwischen ihren steuerprivilegierten gemeinnützigen/öffentlichen und 
anderen Aktivitäten vornimmt. Die Organisation muss sicherstellen, dass die Mittel ausschliesslich dem 
gemeinnützigen/öffentlichen Zweck gewidmet sind, sei dies mittels separater Rechtsträger oder Spar-
tenrechnung. 

Das Verfolgen von Kultuszwecken stellt nach Art. 56 lit. h DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG einen 
selbständigen Steuerbefreiungsgrund dar, soweit Gewinn und Kapital kantonal oder gesamtschweize-
risch ausschliesslich und unwiderruflich dieser Zweckverfolgung gewidmet werden. Die Ursache für die 
Trennung des Befreiungsgrundes der öffentlichen oder gemeinnützigen Zweckverfolgung (Art. 56 lit. g 
DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG) und jenes der Verfolgung von Kultuszwecken und anderen Zwecken 
liegt in der unterschiedlichen Behandlung von freiwilligen Zuwendungen an die steuerbefreite juristische 
Person. Zuwendungen für Kultuszwecke und andere Zwecke gelten nicht als abzugsfähige Aufwendun-
gen, während Zuwendungen an steuerbefreite juristische Personen, welche öffentliche oder gemeinnüt-
zige Zwecke verfolgen, abzugsfähig sind (Art. 33a DBG bzw. Art. 9 Abs. 2 lit. i StHG).  
 
An die Spartenrechnung werden daher hohe Anforderungen gestellt (siehe nachfolgend II) und deshalb 
wird grundsätzlich empfohlen, die zur Steuerbefreiung qualifizierende Tätigkeit mittels separatem 
Rechtsträger auszuüben. Das KS-ESTV Nr. 12 wie auch Literatur und Rechtsprechung erachten das 
Führen von Spartenrechnungen als zulässig. Für die Überprüfbarkeit durch die Steuerbehörden bezüg-
lich der Spendenabzugsberechtigung sowie der Einhaltung der Voraussetzungen der Steuerbefreiung 
nach Art. 56 lit. h DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. g StHG müssen klar getrennte Rechnungen mit eigenem 
Einzahlungskonto innerhalb desselben Rechtsträgers geführt werden. Da es sich hierbei um steuermin-
dernde Tatsachen handelt, werden an den Nachweis der Abzugsfähigkeit strenge Anforderungen ge-
stellt. 

II. Allgemeine Anforderungen an die Spartenrechnung: 

1. Zunächst legt die Steuerbehörde unter allfälliger Einbeziehung der Institution fest, welche Tätigkei-
ten der Institution als ausschliesslich öffentlich oder gemeinnützig gelten und welche primär der 
Erfüllung anderer Zwecke oder Kultuszwecken dienen. 
 

2. Es muss ein spezieller, vom übrigen Vermögen des Rechtsträgers separater Vermögensfonds ge-
bildet werden, welcher der Finanzierung der gemeinnützigen oder öffentlichen Zwecksetzung dient. 
 

3. Es muss sichergestellt sein, dass eine unzulässige Querfinanzierung des gemeinnützigen oder 
öffentlichen Zweckes und dem Kultus oder weiteren Zwecken ausgeschlossen ist. 

 
4. Die Art der Verwendung des Fondsvermögens wird in einem speziellen formell genehmigten Reg-

lement festgelegt. Darin ist Folgendes zu regeln (Liste nicht abschliessend):  

• Zweck;  

• Mittelherkunft;  

• Mittelverwendung; 

• Buchführung;   

• Verwaltung, Kontrolle und Berichterstattung;  

• Regelung von Überschüssen; 

• Verfahren bei Änderungen des Reglements; und 

• Liquidationsregel (Mittel müssen im gemeinnützigen/öffentlichen Kreislauf verhaftet bleiben).  
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5. Ein Rückfall der Fondsmittel in das allgemeine Vermögen des Rechtsträgers muss ausgeschlossen 
sein; im Falle einer Auflösung des Fonds oder des Rechtsträgers sind die Mittel steuerbefreiten 
Organisationen mit ähnlicher Zwecksetzung und Sitz in der Schweiz zuzuführen. 
 

6. Spartenrechnung: Trennung auf Ertrags- und Aufwandseite (Bruttoprinzip; keine Verrechnung) 

• Aufwandseite: Klare Zuordnung der einzelnen Aufwandpositionen mit der Erbringung des 
öffentlichen oder gemeinnützigen Zweckes. 
Gemeinkosten, welche sowohl im Zusammenhang mit der öffentlichen oder gemeinnützigen 
Zwecksetzung als auch anderen Zwecken anfallen (z.B. Löhne, Verwaltungskosten), müs-
sen separat begutachtet werden. Für diese Kosten muss ein geeigneter Umlageschlüssel 
ausgearbeitet werden.  

• Ertragsseite: Abzugsfähige Spenden müssen ausschliesslich auf das für die gemeinnützige 
bzw. öffentliche Sparte errichtete Bank- oder Postkonto fliessen und entsprechend verbucht 
werden. 
 

7. Getrennte Buchhaltung und Kontenführung:  

• Eigene Fondsrechnung, mit klarer Trennung der Sparten; wenn nötig mit getrennter Bilanz- 
und Erfolgsrechnung;  

• Einnahmenüberschüsse in der Sparte bleiben im Fonds (dürfen nicht im Eigenkapital der 
Organisation verbucht werden); 

• Keine Vermischung mit anderem Vermögen; 

• Der Fonds wird auf der Passivseite unter der Position Fondskapital ausgewiesen (vgl. dazu 
auch Fachempfehlung Swiss GAAP FER 21, Rechnungslegung für gemeinnützige, soziale 
Non-profit-Organisationen, Ziffer 48, sowie die sogenannten ZEWO Standards); 

• Die Empfängerin hat dafür zu sorgen, dass die eingegangenen Spenden nur für den Spen-
denzweck verwendet und nicht mit dem übrigen Vermögen vermischt werden. 
 

8. Bestätigung der Revisionsstelle oder Aufsichtsbehörde: Bei Aktiengesellschaften und Stiftungen 
kann eine Bestätigung der Revisionsstelle bzw. der Aufsichtsbehörde verlangt werden bzw. es ist 
im Anhang ein Vermerk anzubringen, dass die Institution den Erfordernissen einer getrennten 
Buchführung bzw. Kontenführung nachkommt und die Fondsrechnung korrekt erstellt wurde. 
 

9. Die juristische Person muss jederzeit Rechenschaft über die korrekte Abwicklung, Sicherstellung 
und Verbuchung der für den öffentlichen oder gemeinnützigen Fonds/Zweck verwendeten Mittel 
abgeben können. 
 

10. Der Rechtsträger darf die Spendenbescheinigungen nur für Spenden abgeben, die auf das eigens 
dafür errichtete Bank- oder Postkonto für die steuerbefreite Sparte einbezahlt werden. Aus Prakti-
kabilitätsgründen kann diese Bestätigung bereits mit dem Einzahlungsschein, auf welchem die vor-
gedruckte gesonderte Kontonummer aufgeführt sein muss, abgegeben werden (z.B. ausgestaltet 
als standardisierter Begleitbrief, in welchem auch ein Hinweis auf die Steuerbefreiungsverfügung 
des Sitzkantons sowie das Datum der Steuerbefreiung enthalten sein sollte). 

III. Voraussetzungen, welche bei der spendenden Person erfüllt sein müssen: 

Einzahlung auf ein separates Konto bei einer Bank oder Post: Die spendende Person hat bei der Ein-
zahlung ausdrücklich anzugeben, dass die Spende für den öffentlichen oder gemeinnützigen Zweck 
verwendet werden soll (mittels entsprechendem Vermerk, z.B. «zugunsten Projekt XY»). Die Spende 
wird auf ein spezifisch für diese Zwecke eingerichtetes Konto mit separater Nummer einbezahlt. Es 
genügt nicht, wenn die betreffende Institution lediglich ein getrenntes Buchhaltungskonto führt.  

Bestätigungsschreiben der begünstigten Institution: Die spendende Person, die den Abzug ihrer Zu-
wendung an eine solche juristische Person geltend machen will, hat zu beweisen, dass die Zuwendung 
unmissverständlich auf das dem gemeinnützigen oder öffentlichen Zweck gewidmete Konto geleistet 
wurde. Diesen Beweis kann sie nebst dem Einreichen des Einzahlungsbelegs (Empfangsschein) erbrin-
gen, indem ihr die Institution zusätzlich bestätigt, dass die Spende für den ausschliesslich gemeinnützi-
gen oder öffentlichen Zweck verwendet wurde. Das Bestätigungsschreiben hat die steuerpflichtige Per-
son – auf Verlangen – zusammen mit dem Empfangsschein der Veranlagungsbehörde einzureichen. 
Erbringt sie diesen Beweis, so ist die Zuwendung im Umfang der gesetzlichen Regelung zum Abzug 
zuzulassen. Kann dieser Beweis nicht oder nicht genügend erbracht werden, so ist die Zuwendung 
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getreu dem Grundsatz, wonach steuermindernde Tatsachen durch die steuerpflichtige Person zu be-
weisen sind, nicht zum Abzug zuzulassen. 
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12. Politische Zwecke  

Nach herrschender Lehre und Rechtsprechung gilt steuerrechtlich eine politische Tätigkeit nicht als ge-
meinnützig (u.a. BGer 9C_430/2024 vom 31. März 2025 E. 4 und E. 5.3; Urteil des Verwaltungsgerichts 
Zürich vom 7. Mai 1992, in: StE 1993 B 71.63 Nr. 11; Reich, Gemeinnützigkeit als Steuerbefreiungs-
grund, ASA 58 S. 471). Zwar gehöre eine politische Tätigkeit in einer Demokratie zum alltäglichen, er-
wünschten Geschehen, diene damit dem Gemeinwesen und liege demzufolge grundsätzlich im Inte-
resse der Allgemeinheit. Doch der Staat muss sich gegenüber politischen Gruppierungen neutral ver-
halten. Eine Beeinflussung der politischen Meinungsbildung dürfe somit weder durch Subventionierung 
noch durch steuerliche Privilegierung (unter anderem durch eine Steuerbefreiung) stattfinden. 
 

Durch die Motion 20.4162 von Ruedi Noser wurde der Bundesrat explizit beauftragt, die Einhaltung der 
Anforderungen an die Steuerbefreiung juristischer Personen bei der direkten Bundessteuer wegen Ge-
meinnützigkeit im Falle von politischer Tätigkeit zu überprüfen. Diesbezüglich hielt der Bundesrat in 
seiner Stellungnahme vom 18. November 2020 fest, dass eine hauptsächlich politische Tätigkeit in der 
Lehre und Rechtsprechung nicht als gemeinnützig im steuerrechtlichen Sinn anerkannt wird. Der Staat 
habe sich gegenüber politischen Gruppierungen neutral zu verhalten. Die Steuerbefreiung sei zu ver-
neinen, wenn eine Institution politische Ziele verfolge, um die öffentliche Meinung gezielt, z.B. mittels 
einer politischen Initiative, zu beeinflussen. Werden demgegenüber für die Erreichung eines gemein-
nützigen Zweckes politische Mittel eingesetzt, um den gemeinnützigen Zweck zu verfolgen, kommt eine 
Steuerbefreiung in Frage. Dabei sei ausschlaggebend, ob der Zweck der betreffenden Organisation 
vorwiegend in der Willensbildung der Öffentlichkeit liege oder ob eine mögliche Beeinflussung der Öf-
fentlichkeit bloss eine Konsequenz des verfolgten, im Allgemeininteresse liegenden Zwecks sei. Es 
dürfe der politischen Betätigung nicht ein derart zentrales Gewicht zukommen, dass die Organisation 
gesamthaft betrachtet als politische Organisation erscheine. Wäre dies der Fall, müsste der betroffenen 
Organisation aufgrund Verfolgung von Sonderinteressen und aus Gründen der politischen Neutralität 
des Staates die Steuerbefreiung versagt werden.  
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13. Organisationen mit kultureller Zweckverfolgung 

Im Kulturbereich engagieren sich verschiedene Kategorien von Institutionen. Es sind dies einerseits 
staatliche Institutionen (staatliche Bibliotheken, Museen etc.) und andererseits private Institutionen. 
Letztere können dann steuerbefreit werden, wenn sie einem öffentlichen Zweck dienen oder gemein-
nützig sind. 
 
Die Kultur kann in ihrem weitesten Sinne als die Gesamtheit der einzigartigen geistigen, materiellen, 
intellektuellen und emotionalen Aspekte angesehen werden, die eine Gesellschaft oder eine soziale 
Gruppe kennzeichnen. Dies schliesst nicht nur Kunst und Literatur ein, sondern auch Lebensformen, 
die Grundrechte des Menschen, Wertesysteme, Traditionen und Glaubensrichtungen (Weltkonferenz 
über Kulturpolitik. Schlussbericht der von der UNESCO vom 26. Juli bis 6. August 1982 in Mexiko-Stadt 
veranstalteten internationalen Konferenz, Deutschen UNESCO-Kommission [Hrsg.], 1983, S. 121). 

I. Staatliche Institutionen 

Die Kantone sind sowohl für den Bereich der Kultur (Art. 69 BV) als auch für den Heimatschutz (Art. 78 
BV) zuständig. Die öffentlichen Aufgaben im Bereich der Kultur fallen somit in den kantonalen Zustän-
digkeitsbereich und müssen in der kantonalen Gesetzgebung definiert sein. Als öffentliche Zwecke wer-
den beispielhaft genannt: Der Betrieb von Bibliotheken, Theater und Museen, die Durchführung von 
Ausstellungen sowie die Denkmalpflege und der Heimatschutz. 
 
Es gibt daher Kulturinstitutionen, welche als unselbständige oder selbständige öffentlich-rechtliche An-
stalten des Bundes, der Kantone oder Gemeinden oder – seltener – als öffentlich-rechtliche Körper-
schaften organisiert sind. Diese Institutionen des öffentlichen Rechts können gestützt auf Art. 56 lit. a – 
c DBG und Art. 23 Abs. 1 lit. a – c StHG steuerbefreit werden. 

II. Öffentlicher Zweck 

Eine private Institution verfolgt öffentliche Zwecke, wenn ihre Zwecksetzung auf die Erfüllung von Auf-
gaben gerichtet ist, die zugleich auch öffentliche Aufgaben sind oder doch in den staatlichen oder kom-
munalen Aufgabenbereich fallen bzw. fallen könnten. Entscheidend ist, dass das Gemeinwesen von 
einer öffentlichen Aufgabe entlastet wird. Besteht Unklarheit darüber, ob eine bestimmte Tätigkeit im 
Bereich der Kultur dem staatlichen bzw. kommunalen Aufgabenbereich zuzuordnen ist, so kann bei der 
zuständigen kantonalen Amtsstelle (Amt für Kultur) eine Stellungnahme zu dieser Frage eingeholt wer-
den. Es kann auch eine Leistungsvereinbarung von den Kantonen eingefordert werden. 

III. Gemeinnützigkeit 

A. Allgemeininteresse 

Tätigkeiten im kulturellen Bereich können das Gemeinwohl fördern. Gelegentlich wird die Verfolgung 
von kulturellen Zwecken generell als gemeinnützig bezeichnet. Damit ein Allgemeininteresse bejaht 
werden kann, muss eine kulturelle Veranstaltung grundsätzlich für jedermann zugänglich sein. Richtet 
sie sich an einen zum Voraus bestimmten engen Kreis von Personen, so fehlt es an einem offenen 
Destinatärkreis. 
 
Ein Allgemeininteresse wird etwa bejaht, wenn künstlerische Produktionen für eine breite Öffentlichkeit 
angeboten werden, die allgemeinbildenden und das (geistige) Volkswohl fördernden, allenfalls auch 
religiös erbauenden Charakter haben (BGE 113 Ib 7 E. 3a). 
 
Auch ein Museumsverein, welcher zur Verbreitung der Kenntnisse über die Geschichte einer Ortschaft 
und der weiteren Region beiträgt und erhaltenswerte Dokumente aller Art sammelt, bewahrt und dem 
Publikum zugänglich machen will, ist gemeinnützig (Urteil des Steuerrekursgerichts des Kantons Aar-
gau vom 20. Februar 1991 i.S. Museumsverein L.). Gleiches gilt für zoologische Gärten (BGE 109 Ia 
335). 
 
Ein Allgemeininteresse liegt auch vor, wenn von einem Verein künstlerische Publikumsveranstaltungen 
zur uneigennützigen Förderung von Künstlern durchgeführt werden, die einer solchen Förderung be-
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dürfen (BGE 113 Ib 7 E. 3a). Ebenfalls im Allgemeininteresse tätig ist eine Stiftung, welche den interna-
tionalen Kulturaustausch zwischen Kulturschaffenden aus Ländern der Dritten Welt und der Schweiz 
bezweckt (Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 31. Mai 1985, in: StE 1986 B 71.63 Nr. 1). 
 
Nicht als gemeinnützig gelten Veranstaltungen von bloss unterhaltendem Charakter. Dies gilt auch 
dann, wenn sie sich an ein breites Publikum richten (Kino usw.). Die Abgrenzung zwischen unterhalten-
den und gemeinwohlorientierten kulturellen Zwecken erweist sich als schwierig und erfordert für die 
steuerliche Beurteilung eine klar nachvollziehbare, wertungsfreie Differenzierung (BGE 113 Ib 7 E. 3b). 
 

B. Uneigennützigkeit / Ausschluss von Erwerbs- und Selbsthilfezwecken 

Die Gemeinnützigkeit von kulturellen und künstlerischen Publikumsveranstaltungen setzt voraus, dass 
keine Eigeninteressen der juristischen Person und ihrer Mitglieder verfolgt werden. Juristische Personen 
mit ideellen, geselligen oder vorwiegend persönlichen Interessen ihrer Mitglieder verfolgenden Zwecken 
sind nicht gemeinnützig, auch wenn sie im kulturellen Bereich tätig sind. Dazu zählen etwa Theater-
gruppen, Musikgesellschaften, Gesangsvereine oder Quartiervereine. 
 
Solche Vereine sind primär auf die Pflege und Förderung der Eigeninteressen der jeweiligen Vereins-
mitglieder ausgerichtet. Ein Verein, der zur Hauptsache Hobbymusiker zur Pflege ernster Musik und zu 
sinnvoller Freizeitbeschäftigung vereinigt, erfüllt weder öffentliche noch gemeinnützige Zwecke. Frei-
zeitgestaltung (auch wenn sie sinnvoll ist) gilt nicht als gemeinnützig (Urteil des Steuergerichts des 
Kantons Basel-Landschaft 510 20 52 vom 16. Oktober 2020 E. 2.4 f.; Urteil der Steuerrekurskommis-
sion des Kantons Aargau vom 25. April 1980 i.S. Orchestergesellschaft Baden, in: Aargauische Ge-
richts- und Verwaltungspraxis [AGVE] 1980 S. 332 ff.). Anders kann es aussehen, wenn der Verein zur 
Hauptsache die kulturelle (z.B. musikalische) Ausbildung Jugendlicher bezweckt. 
 
Die Verfolgung von eigenen ideellen Interessen in untergeordnetem Ausmass ist unter dem Aspekt der 
Gemeinnützigkeit nicht ausgeschlossen. So kann die Bildersammlung eines Kunstmäzens steuerbefreit 
werden, wenn die Gemälde einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, selbst wenn der 
Stifter mit der Sammlung auch eigene ideelle Bedürfnisse befriedigt (Reich, Gemeinnützigkeit als Steu-
erbefreiungsgrund, ASA 58 S. 475). Gleich verhält es sich bei einem Museumsverein, wenn nicht nur 
die Mitglieder selbst, sondern auch die breite Öffentlichkeit ein Interesse an der Tätigkeit des Vereins 
haben (Urteil des Steuerrekursgerichts des Kantons Aargau vom 20. Februar 1991 i.S. Museumsverein 
L.). 
 
In solchen Fällen wird verlangt, dass die Aktivitäten der juristischen Person nicht unmittelbar auf die 
Eigeninteressen der juristischen Person bzw. ihrer Mitglieder und ihnen nahestehenden Personen aus-
gerichtet sind. Vordergründig muss die Tätigkeit einer Institution auf die Interessen von Dritten im kultu-
rellen Bereich ausgerichtet sein. Die altruistischen Momente müssen die Förderung der eigenen Inte-
ressen überwiegen. 
 
Nicht zulässig sind die Förderung und Sicherung von wirtschaftlichen Interessen der juristischen Person 
oder ihrer Mitglieder. Werden (überwiegend) Erwerbszwecke verfolgt oder besteht die Absicht der Ge-
winnerzielung, ist eine Steuerbefreiung ausgeschlossen. Ob Erwerbszwecke vorliegen, muss im Ein-
zelfall geprüft werden. Wenn über mehrere Jahre mehr als minimale Gewinne erzielt werden, dann ist 
dies ein Indiz für die Gewinnerzielungsabsicht. 
 
Der Umstand, dass von den Besuchern ein marktüblicher Eintrittspreis verlangt wird, spricht eher gegen 
eine Steuerbefreiung, ist per se betrachtet aber noch kein Ablehnungsgrund. Ein mit dem Betrieb einer 
kulturellen Einrichtung verbundener, eindeutig untergeordneter Erwerbszweck durch einen gewerbli-
chen Hilfsbetrieb (Cafeteria, Kiosk, Getränkeautomat etc.) kann ausnahmsweise mit einer Steuerbefrei-
ung der Kulturinstitution vereinbar sein (BGE 151 II 581; BGE 113 Ib 7 in Sache Welttheatergesellschaft 
Einsiedeln). 
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IV. Musikfestivals, Open-Air- und ähnliche Veranstaltungen 

Bei Musikfestivals und Open Airs kann regelmässig vom Bestehen eines Allgemeininteresses ausge-
gangen werden. Häufig dürfte es aber an einer Opfererbringung im Sinne des Gemeinnützigkeitsbegriffs 
fehlen. Auch können Erwerbszwecke überwiegen. 
 
Träger von solchen Veranstaltungen sind erfahrungsgemäss Vereine oder Kapitalgesellschaften, wel-
che kommerziell ausgerichtet sind und sich in einem Marktumfeld bewegen, das von Konkurrenz und 
Wettbewerb geprägt ist. Die Konkurrenzsituation besteht sowohl in Bezug auf die Artisten als auch hin-
sichtlich des Publikums. Wo mehrere Anbieter im gleichen Markt auftreten und einander konkurrenzie-
ren, haben sie Anspruch auf eine wettbewerbsneutrale Behandlung. Wettbewerbsverhältnisse bestehen 
insbesondere zwischen den Musik-Open-Airs, die jeweils im Sommer über die ganze Schweiz verteilt 
stattfinden. 
 
Demgegenüber gibt es Veranstaltungen, die einzig auf die Förderung von Artisten ausgerichtet sind, die 
einen speziellen Publikumskreis ansprechen (Behinderte, Betagte usw.) oder einfach uneigennützig 
(z.B. Gratis-Eintritt) erfolgen. Es ist daher sinnvoll, das Vorhandensein eines Marktes im Einzelfall zu 
prüfen und eine Steuerbefreiung nur zu gewähren, wenn diese die Wettbewerbsneutralität nicht gefähr-
det. 
 
Gelegentlich kann auch bei Stadtfesten und ähnlichen Veranstaltungen die Frage der Steuerbefreiung 
zur Diskussion stehen. Sofern die Veranstaltungsteilnehmer die aus dem Anlass erzielten Erträge im 
Rahmen ihrer ordentlichen Erwerbstätigkeit versteuern, ergeben sich keine besonderen Probleme. Be-
steht für den Anlass aber eine gemeinsame Trägerschaft, welche beispielsweise für die Gewinnvertei-
lung verantwortlich zeichnet, ist es erforderlich, die Organisationsstruktur im Einzelfall zu prüfen und zu 
würdigen. 

V. Denkmalpflege und Heimatschutz 

Gemäss Art. 1 des Bundesgesetzes vom 1. Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451) 
soll das heimatliche Landschafts- und Ortsbild, die geschichtlichen Stätten sowie die Natur- und Kultur-
denkmäler des Landes geschont, geschützt sowie ihre Erhaltung und Pflege gefördert werden. Die 
Denkmalpflege obliegt den Kantonen (Art. 78 BV). Sie führen öffentliche Verzeichnisse der unter Schutz 
gestellten Denkmäler. 
 
Unter dem Begriff «Kulturdenkmal» werden bewegliche oder unbewegliche Werke verstanden, die we-
gen ihrer historischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Bedeutung erhaltenswürdig sind. Es ist 
Sache der Kantone, den Denkmalbegriff näher zu umschreiben (StE 1999 DBG/SZ B 25.6 Nr. 35). Als 
Kulturdenkmal kommen in Frage: einzelne Bauwerke und Baugruppen und ihre Umgebung, Gebiete, 
Stätten und Gegenstände von archäologischer Bedeutung sowie bewegliche Kunstwerke im Eigentum 
der öffentlichen Hand. Ob ein Bau- oder Kunstwerk unter Denkmalschutz steht, kann bei der zuständi-
gen kantonalen Amtsstelle (Denkmalpflege) in Erfahrung gebracht werden. 
 
Zwar wird durch die Subventionierung durch das Gemeinwesen nicht zwingend ein Anspruch auf eine 
Steuerbefreiung begründet (BGE 113 Ib 7 E. 2b). Wird der Erhalt oder die Renovation von Kulturdenk-
mälern aber mit öffentlichen Mitteln unterstützt, so ist dies ein Indiz für das Vorliegen eines öffentlichen 
Interesses, was sich letztlich zu einem öffentlichen Zweck verdichten kann.  
 
Erfahrungsgemäss wird zum Zwecke des Erhalts oder der Renovation eines Kulturdenkmals häufig ein 
Verein (z.B. Kapellenverein) oder eine Stiftung gegründet. Für die Abzugsfähigkeit von Geldleistungen 
an eine solche Institution ist entscheidend, ob die Gelder tatsächlich für den Erhalt oder die Renovation 
des Kulturdenkmals und somit für einen öffentlichen Zweck eingesetzt werden. Nicht abziehbar sind 
insbesondere Zuwendungen, die für Kultuszwecke bestimmt sind. 
 
Im Einzelfall kann die Abgrenzung zwischen dem öffentlichen Zweck und dem Kultuszweck schwierig 
sein. Allein der Umstand, dass bei einer Renovation eines kirchlichen Objekts auch der Kultuszweck 
profitiert, schliesst eine Steuerbefreiung unter dem Titel des öffentlichen Zwecks noch nicht aus. Ent-
scheidend ist, dass das öffentliche Interesse an der Erhaltung des Objekts dem Kultuszweck überge-
ordnet ist. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn das Objekt eine kulturhistorische Bedeutung (Denk-
malschutz) hat und für die Allgemeinheit zugänglich ist. 


